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Editorial 



Willkommen in Lübeck ?! 



An die Erstis: „Herzlich willkommen in Lü- 
beck!“ An den Rest: „Herzlich willkommen 
zurück!“ In dieser Ausgabe dreht sich alles 
um die Themen Engagement und Flücht- 
linge. Dazu gleich mal ein Appell an alle, 
nicht nur die Erstis: Uni ist mehr als Vor- 
lesung, Klausuren und am Wochenende 
feiern! Wer Lust hat, sich mit der Arbeit 
in studentischen oder universitären Gremi- 
en und Gruppen vertraut zu machen und 
dort viel Spaß mit coolen Leuten zu haben, 
der sollte sich den Artikel ab Seite 3 nä- 
her anschauen. Es gibt viel zu tun! Das gilt 
auch im Fall des steten Flüchtlingsbewe- 
gung nach beziehungsweise durch Lübeck. 
Auch hier muss es erstmal heißen: „Herz- 
lich willkommen in Lübeck!“ Was ihr jetzt 



sofort tun könnt, um zu helfen, erfahrt ihr 
ab Seite 31. Den Überblick verloren, was 
gerade überhaupt Sache ist? Ab Seite 14 
werdet ihr auf den neusten Stand gebracht, 
während ihr ab Seite 6 einen Überblick 
über das Asylverfahren in Deutschland er- 
haltet. Darüber hinaus berichten wir über 
die Fachschaftskonferenz der Medizintech- 
nik, die KOMET, die in diesem Herbst zum 
ersten Mal in Lübeck stattfand (ab S. 43) 
und haben den mittlerweile fünften Teil 
unseres Matlab-Tutorials (ab S. 37) für 
euch parat. Wir wünschen euch einen gu- 
ten Start ins Semester und viel Spaß beim 
engagieren! 

...eure StudentenPACKer 
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Gremienarbeit macht Spaß! Foto: Miriam Sasse 



Engagement ...und warum du das auch machen solltest! 

Wie man Gremienarbeit 
macht... 



von Steffen Drewes. 

Steffen Drewes sitzt für die Studierenden in 
der Fachschaft MINT, im Studierendenparla- 
ment und im Senat In der letzten Legislatur- 
periode war er StuPa-Präsident. Er engagiert 
sich bei der Operation Popcomkino , ist Vor- 
sitzender des KoMa e.V. Für das Studenten- 
PACK erklärt er, warum solches Engagement 
wichtig ist 

Jeden motivieren natürlich andere Punkte 
und Gründe, aber ich will hier versuchen, 
zumindest einen groben Überblick über 



die Vorteile des persönlichen, freiwilligen 
Engagements an der Uni zu geben. Dieser 
Artikel hat natürlich keinen Anspruch auf 
Vollständigkeit und jeder, der sich ein- 
bringt, wird andere positive Punkte für 
sich selbst finden. Das Wichtigste ist der 
erste Schritt. 

Such dir ein Gremium oder eine studenti- 
sche Gruppe aus! 

Zu tun gibt es an der Uni auf jeden Fall 
genug, man muss sich nur noch etwas pas- 
sendes aussuchen. 




4 — Gremien und Gruppen 

Wenn man die Studierenden eher auf 
fachlicher Ebene unterstützen möchte, 
sind die Fachschaften der beste Ansprech- 
partner. Die Fachschaften Medizin und 
MINT vertreten vor allem Belange der 
Lehre gegenüber der Universität und den 
Dozierenden. Dies bedeutet natürlich auch 
eine ganze Menge Arbeit wie das Anbieten 
von Öffnungszeiten, Einpflegen von Klau- 
suren in Altklausurensammlungen, Ge- 
spräche mit Dozierenden und Ähnliches. 

Neben dem fachlichen Teil organisieren 
die Fachschaften aber auch gesellige Ver- 
anstaltungen wie den Nikolausumtrunk, 
die Werkhofparty oder das Sommerfest der 
Gremien. Wen diese Art der Arbeit interes- 
siert, der kann sich auf der Homepage der 
entsprechenden Fachschaft über die nächs- 
ten Sitzungen informieren. Es sei ebenfalls 
erwähnt, dass es natürlich möglich ist, sich 
auch bei der „fachfremden“ Fachschaft 
einzubringen. 

Sollte man sich lieber politisch für die 
Belange der Studierendenschaft einbrin- 
gen wollen, ist der Allgemeine Studieren- 
denausschuss die erste Wahl. Der AStA 
vertritt mit seinen Referaten die Belange 
der Studierenden nach außen. Projekte 
wie die „interkulturelle WG“, die Lesewo- 
che „7 Tage, 7 Bücher“, die Ökostrombe- 
ratung und viele andere bieten sehr viele 
Möglichkeiten sich den eigenen Präferen- 
zen gemäß einzubringen. Wen administra- 
tive Aufgaben reizen, für den ist das Refe- 
rat für Finanzen der richtige Anlaufpunkt. 

Das dritte studentische Gremium ist das 
Studierendenparlament. Das StuPa ver- 
waltet die Gelder und ist für die Willens- 
bildung verantwortlich. Es ist das höchste 
studentische Gremium und tagt monatlich. 
Im Gegensatz zu den davor genannten Or- 
ganisationen ist die direkte Mitarbeit im 
StuPa gewählten Mitgliedern Vorbehalten. 



In den Ausschüssen kann sich aber jeder zu 
bestimmten Themen einbringen. 

Die zweite Gruppe sind die universitä- 
ren Gremien, in denen Studierende direkt 
in die Entscheidungen der Universität mit 
einbezogen werden. Hier gibt es den Se- 
nat und den Stiftungsrat als die höchsten 
universitären Gremien, die auch die Ar- 
beit des Präsidiums überwachen. Der Se- 
nat wird in seiner Arbeit von mehreren 
Senatsausschüssen unterstützt. Hier gibt 
es die Senatsausschüsse Medizin (SAM) 
und MINT (SA-MINT), in denen ebenfalls 
nur gewählte Mitglieder Einfluss nehmen 
können. Daneben gibt es noch den Zent- 
ralen Studienausschuss, den Ausschuss für 
Technologietransfer, den Haushalts- und 
Planungsausschuss sowie den Gleichstel- 
lungsausschuss. In diesen Ausschüssen ist 
die Mitarbeit auch für nicht gewählte Mit- 
glieder möglich. 

Die letzte Gruppe bilden die studenti- 
schen Gruppen, die keiner festen Satzung 
folgen und doch den Alltag der Studieren- 
den in großem Maße prägen. Ob man mit 
P + + Partys oder mit der OPK Kinoabende 
organisieren, sich mit dem StudentenPACK 
in das Gebiet des Journalismus begeben 
oder mit der btS schon früh in direkten 
Kontakt mit Unternehmen treten möchte, 
ist jedem selbst überlassen. Die Möglich- 
keiten sich hier einzubringen sind vielfäl- 
tig und in der Regel weniger reglementiert 
als in den offiziellen Gremien. 

Auch steht es natürlich jedem Studie- 
renden frei, neue Projekte ins Leben zu 
rufen. 

Plane dein Engagement! 

Als nächstes sollte man sich entscheiden, 
wieviel Zeit man in das freiwillige En- 
gagement investieren möchte und kann. 
Wie oben bereits angesprochen ist mit der 



Wahl in ein studentisches Amt in der Re- 
gel auch verbunden, dass der Gewählte 
zumindest bei dem Großteil der Sitzungen 
seines Gremiums anwesend zu sein hat. 
Freie Mitglieder im AStA, den Fachschaf- 
ten oder den meisten studentischen Grup- 
pen haben es da etwas lockerer, aber auch 
hier bringt es herzlich wenig, alle drei bis 
vier Monate mal bei einer Sitzung vorbei- 
zuschauen, denn dann verpasst man ein- 
fach zu viel und kann sich nicht wirklich 
einbringen. Eine Ausnahme bilden hier 
natürlich bestimmte Projekte wie die Lese- 
woche oder das Campus Open Air Lübeck, 
die natürlich zeitlich sehr gut einzugren- 
zen sind. In der Regel ist es ein guter Weg, 
sich die studentischen Gremien anfangs als 
freies Mitglied anzusehen und sich dann 
bei Interesse zur Wahl aufstellen zu lassen. 
Fast alle Gremien tagen hochschulöffent- 
lich, das heißt, ihr könnt unangekündigt 
auftauchen und zuschauen. Natürlich ist 
es nicht garantiert, dass man auch gewähl- 
tes Mitglied wird, aber auf Grund der lei- 
der doch sehr geringen Beteiligung ist die 
Chance recht gut. 

Hat man sich für einen Bereich ent- 
schieden, gilt das alte Motto: „Gremienar- 
beit lebt vom Mitmachen!“. Niemand ist 
böse, wenn man mal eine Sitzung verpasst 
oder am Anfang nicht alles weiß und rich- 
tig macht. Aber man lernt dazu und genau 
dafür ist die Arbeit ja da. 

Was kommt dabei für dich rum? 

Die offensichtlichste Antwort zuerst: Meis- 
tens eine Gremienbescheinigung und da- 
mit in der Regel auch etwas länger BAföG. 
Wichtiger ist meiner Meinung nach aber 
die Möglichkeit, sich persönlich zu ent- 
falten, Kontakte zu schließen, (Soft-)Skills 
aufzubauen und weiterzuentwickeln und 
einfach Spaß zu haben. Auch lernt man 



Gremien und Gruppen — 5 

Studierende außerhalb des eigenen Studi- 
engangs kennen und schließt neue Freund- 
schaften. Wichtig ist, dass bei der ganzen 
Arbeit der soziale Charakter und der Spaß 
nie zu kurz kommen. Und spätestens die 
Teilnahme auf internationalen Studieren- 
denkonferenzen entschädigt für vieles. Um 
diese Aussage zu untermauern, sei ange- 
merkt, dass ich für die Mathematiker der 
Universität bereits auf Konferenzen in Bre- 
men, Augsburg, Wien, Kiel, Chemnitz und 
Berlin war und eine eigene Konferenz in 
Lübeck mitorganisiert habe. 

Wie fängst du denn jetzt konkret an? 

Der beste Einstieg in die Gremienarbeit 
ist natürlich, einfach zu einer Sitzung zu 
gehen und direkt ins Geschehen mit ein- 
zusteigen. Die Termine sind auf den In- 
ternetseiten der Gremien verfügbar. Bei 
spezielleren Fragen kannst du dich unter 
drewes@stupa.uni-luebeck.de direkt an 
mich wenden. 

Nach all den Betrachtungen zu den 
Vorteilen der Gremienarbeit sei gesagt, 
dass diese Arbeit kein reiner Selbstzweck 
ist. Sie ist wichtig, um die Gelder der Stu- 
dierendenschaft zu verwalten, Partys und 
Informationsveranstaltungen zu organi- 
sieren, die Belange der Studierenden ge- 
genüber der Universität zu vertreten oder 
gleich an Entscheidungen mitzuwirken. 
Ohne eine funktionierende studentische 
Selbstverwaltung wird das Leben an der 
Uni für Studierende wahrscheinlich unan- 
genehmer und auf jeden Fall deutlich lang- 
weiliger. 

Freiwilliges Engagement an der Uni, sei 
es in den Gremien oder in den Gruppen, 
macht wirklich Spaß und es ist für jeden 
was dabei. Man muss nur einfach losgehen 
und irgendwo anfangen. 
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Asylrecht Wer auf einfache Parolen nicht hereinfallen will, rüstet sich mit Fakten. 

Eine Begriffsklärung 



von Lukas Rüge. 

Jeden Januar stellt die Fraktion der Linken 
eine kleine Anfrage mit dem Titel „Zahlen 
in der Bundesrepublik Deutschland le- 
bender Flüchtlinge“. Einen Monat später 
erhält sie eine ausführliche Antwort. Im 
Februar 2015 war die Antwort 52 Seiten 
lang und nicht einfach zu lesen. Es gibt 



eben nicht die eine „Zahl der Flüchtlinge“, 
es sind viele Zahlen vieler unterschiedlich 
erfasster und bürokratisch kategorisierter 
Flüchtlinge. Auch sonst ist, rechtlich und 
behördlich, das Thema Flucht sehr kom- 
pliziert. Eine Komplexität, die gerade von 
konservativen und rechtspopulistischen 
Politikern ignoriert wird, wenn sie mit ih- 
ren Forderungen auf Stimmenfang gehen. 
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Eine Komplexität, die aber auch in der 
medialen Diskussion oft weggekürzt wird. 
Wir wollten aber dennoch die Details wis- 
sen. Vielleicht ist es wichtig zu erwähnen, 
dass dieser Text keine Rechtsberatung dar- 
stellt. Wir haben uns bemüht die korrekten 
Fakten zusammenzutragen, können aber 
Fehler nicht ausschließen. 

Vom Grundrecht auf Asyl 

Alles beginnt 1949 mit dem Hauptaus- 
schusses des Parlamentarischen Rats, der 
die Aufgabe hat, Deutschland eine Verfas- 
sung zu geben. Geprägt durch die Erfah- 
rungen des zweiten Weltkrieges gibt sich 
Deutschland eine einfache Regelung, nach 
welcher Asyl zu gewähren ist: Artikel 16a 
lautet, in Gänze, „Politisch Verfolgte ge- 
nießen Asylrecht“. Eine Einschränkung, 
von manchen gefordert, wird damals mit 
dem Argument „ein Asylrecht mit Voraus- 
setzungen, mit Bedingungen, [...] wäre in 
meinen Augen der Beginn des Endes des 
Prinzips des Asylrechts.“ vom Abgeordne- 
ten Wagner zurückgewiesen. 

Die nächste wichtige rechtliche Verein- 
barung wird 1951 in Genf getroffen. Das 
„Abkommen über die Rechtsstellung der 
Flüchtlinge“ wird beschlossen und tritt 
drei Jahre später in Kraft. 1967 wird das 
Abkommen erweitert, 147 Staaten haben 
es unterzeichnet. Hier wird der Begriff des 
Flüchtlings definiert als jener, der aus der 
begründeten Furcht vor Verfolgung we- 
gen seiner Rasse, Religion, Nationalität, 
Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozia- 
len Gruppe oder wegen seiner politischen 
Überzeugung außerhalb seines Heimat- 
landes Schutz in Anspruch nehmen muss. 
Damit geht die Definition weit über die 
deutsche Definition hinaus. Gleichzeitig 
erlaubt das internationale Abkommen vie- 
le Einschränkungen, die die Bundesrepu- 
blik Deutschland zu diesem Zeitpunkt für 
politisch Verfolgte nicht machte. 

Für die BRD allerdings ergab sich mit 



dem Beitritt zum Genfer Abkommen 1953 
eine bis heute andauernde Begriffsverwir- 
rung. Das Grundgesetz erlaubt Asyl nur für 
Politisch verfolgte, Flüchtlingsschutz muss 
jedoch jeder erhalten können, der unter 
die Definition des Abkommens fällt. So er- 
halten die Menschen, die wegen Nationa- 
lität, Religion oder Rasse in ihrer Heimat 
verfolgt werden, in Deutschland technisch 
kein Asyl, sie erhalten aber Flüchtlings- 
schutz. Eine Unterscheidung ohne wirkli- 
chen Unterschied, die rechtlichen Konse- 
quenzen und Prüfverfahren sind praktisch 
identisch. 

Aufweichung des Asyls in Deutschland 

Was im Parlamentarischen Rat 1949 noch 
als das drohende „Ende des Prinzips des 
Asylrechts“ abgeschmettert wurde, näm- 
lich eine Einschränkung des Asylrechtes 
nach §16a des Grundgesetzes, ist inzwi- 
schen Realität. Mit vier weiteren Absät- 
zen sowie dem Asylverfahrensgesetz und 
dem Asylbewerberleistungsgesetz wurde 
1993 das Asylrecht im Grundgesetz modi- 
fiziert. So wurde das Konzept vom siche- 
ren Drittstaat, das Konzept vom sicheren 
Herkunftsland und das Flughafenverfah- 
ren erfunden. Als sichere Herkunftsländer 
werden jene Länder bezeichnet, aus denen 
Menschen fliehen, wenn sie in den Augen 
der Bundesregierung für ihre Bewohner als 
sicher gelten. Ein sicheres Drittland ist ein 
Land, durch welches eine Person flüchtet, 
welches in den Augen der Bundesregie- 
rung für jenen Flüchtling ein sicheres Land 
gewesen wäre, soll heißen, in diesem Land 
findet das Genfer Abkommen Anwendung. 

Seitdem gilt: wer als Flüchtling aus ei- 
nem sicheren Herkunftsland kommt, wird 
üblicherweise keine Aufenthaltserlaubnis 
oder Asyl in Deutschland erhalten kön- 
nen. Wer auf seiner Flucht durch ein si- 
cheres Drittland geflüchtet ist eigentlich 
auch nicht. Das Asylverfahrensgesetz listet 
diese Staaten explizit auf: Neben der EU 
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Asylantrag 1— ► Von Amts Wegen 

(§ 1 3 Abs. 2 S. 1 AsylVfG) (§ 31 Abs. 3 S. 1 AsylVfG) 


* 


r ff 

itigung Abschiebungsverbote 

s. 1 GG) (§ 60 Abs 5 und 7 AufenthG) 


Internationaler Schutz 

(§ 1 Abs. 1 Nr. 2 AsylVfG) 


1 \ ' 

Flüchtlingsschutz Subsidiärer Schutz Asylberecl 

(§ 3 Abs. 1 AsylVfG) (§ 4 Abs. 1 AsylVfG) (Art. 1 6 a Ab 



Flüchtlinge haben aus unterschiedlichen Gründen ein Recht in Deutschland zu leben. Grafik: Lukas Rüge 



gelten Bosnien und Herzegowina, Ghana, 
Mazedonien, Senegal und Serbien als si- 
chere Herkunftsstaaten. Die Schweiz und 
Norwegen sind, neben den EU-Staaten, 
sichere Drittstaaten. Unter strenger Aus- 
legung dieser Regeln bedeutet dies, dass 
Flüchtlinge nur an einem Flughafen oder 
einem Nord- oder Ostseehafen ankommen 
können, wenn sie in Deutschland Schutz 
suchen. Da das Genfer Abkommen aller- 
dings diese Begriffe der sicheren Staaten 
nicht kennt und Flüchtlingsschutz ein In- 
dividualrecht ist, muss allen Flüchtlingen 
das selbe Recht bei der Überprüfung zuge- 
standen werden. 

Die in diesem Jahr viel angesproche- 
nen Dublin-Übereinkünfte machen es um 
eine weitere Dimension komplizierter. Die 
ursprüngliche Dublin-Übereinkunft trat 
1997 in Kraft, Dublin III, das Nach-Nach- 
folgeabkommen, gilt seit 2014. Die drei 
Abkommen regeln die Asylverfahren von 
Flüchtlingen in der EU, darunter eine eu- 
ropaweite Datenbank mit Fingerabdrü- 
cken von Menschen, die einen Asylantrag 
stellen. Grundsätzlich gilt dabei: Da jedes 
EU-Land zwangsläufig als sicheres Dritt- 
land gilt, ist ein Antrag in dem Land zu 
stellen, in dem ein Flüchtling EU-Boden 
betritt. Beantragt ein Asylsuchender in ei- 
nem anderen Land der EU Asyl, so kann 
dieses zweite Land ein sogenanntes Über- 
nahmeersuchen an das erste Land richten, 



also eine Bitte den Asylsuchenden zu über- 
nehmen. Stimmt das erste Land zu, darf der 
Flüchtling „überstellt“ werden. Verzichtet 
das zweite Land länger als sechs Monate 
darauf, den Flüchtling zu überstellen, ist es 
nun selbst das zuständige Land. 

Seit 2004 gibt es in Deutschland zu- 
dem das Aufenthaltsgesetz, welches Men- 
schen mit einem so genannten subsidiären 
Schutzstatus definiert: dies sind Menschen 
bei denen in der Heimat die Einhaltung 
der Menschenrechte ihnen gegenüber 
nicht gesichert werden kann. Sie erfüllen 
nicht die „Flüchtlingseigenschaft“, da ih- 
nen keine Verfolgung wegen Nationalität, 
Religion oder einem der anderen Gründe 
droht, doch ihnen droht „Gefahr für Leib 
und Leben in Form von Folter, der Todes- 
strafe oder einem bewaffneten Konflikt im 
Heimatland“. Sie erhalten meist vorüber- 
gehende Aufenthaltserlaubnisse. 

Zahlen in der BRD lebender Flüchtlinge 

Es sind Menschen in all diesen unterschied- 
lichen Umständen, die vereinfacht in der 
öffentlichen Diskussion unter dem Begriff 
Flüchtlinge zusammengefasst werden. Die 
anfangs erwähnte Anfrage der Linken dif- 
ferenziert, und so lässt sich erfahren, dass 
Ende 2014 109.219 Personen in Deutsch- 
land lebten, die Flüchtlingsschutz nach 
dem Genfer Abkommen erhalten haben. 
Die meisten dieser Menschen kamen aus 
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dem Irak, Syrien, Afghanistan, dem Iran 
aber auch zum Beispiel Eritrea oder Soma- 
lia. 

38.301 Menschen erhielten Asyl nach 
der Definition in Artikel 16a, die größte 
Gruppe darunter stammt aus der Türkei. 
Bei Menschen, die ein politisches Asyl er- 
halten, ist der Anteil derer, die unbefristet 
in Deutschland bleiben dürfen höher als 
bei den Flüchtlingen, er liegt bei 85,8 Pro- 
zent. 50.629 Menschen hatten Ende 2014 
einen subsidiären Schutzstatus nach Auf- 
enthaltsgesetz inne, Syrer und Afghanen 
stellen hier die größte Gruppe. 113.221 
Menschen lebten in Duldung. Dazu kom- 
men dutzende weitere kleinere Gruppen 
von Menschen, die durch unterschiedlichs- 
te Gesetze definiert werden. Insgesamt 
lebten Ende 2014 etwa 744.000 Menschen 
in Deutschland als Schutzsuchende mit un- 
terschiedlichem Status, einige seit über 20 
Jahren. 

Es ist dabei wichtig, diese Zahlen von 
der Anzahl der Antragsteller zu trennen, 
die man meist in den Medien findet: Die 
Anzahl der Menschen, die einen Asylan- 
trag stellen ist natürlich nicht gleichzuset- 
zen mit der Anzahl von Menschen, die der- 
zeit als Flüchtling unter einer der vielen 
verschiedenen Regelungen in Deutschland 
sind. Im Jahr 2014 wurden 173.072 Asyl- 
anträge in Deutschland gestellt, berichtet 
„Pro-Asyl“ in der Jahreszuammenfassung 
„Zahlen und Fakten 2014“, in gut 130.000 
Fällen wurde eine Entscheidung getroffen. 
In etwa 35 Prozent der Fälle zog das Asyl- 
bundesamt die Dublin-Karte und schickte 
Flüchtende in ein Drittland zurück. Von 
den Verbleibenden wurden ungefähr die 
Hälfte als Schutzbedürftige anerkannt, 
die meisten erhielten ein Flüchtlingsan- 
erkennung nach dem Genfer Abkommen. 
Flüchtlinge aus Syrien stellten mit etwa 
23 Prozent die größte Gruppe, ignoriert 
man jene Fälle, in denen die Geflüchteten 
wegen Dublin III ihren Antrag in einem 



anderen EU-Land stellen mussten, ist die 
Bewilligungsquote bei syrischen Flücht- 
lingen praktisch bei hundert Prozent. Ge- 
genteilig ist es bei den Asylsuchenden aus 
den Balkanstaaten, Pro-Asyl zieht in ihrer 
Zusammenfassung das Fazit: „Die Chance 
auf eine Asyl-Anerkennung vor dem Hin- 
tergrund gruppenweiser Asyl-Schnellver- 
fahren [liegt] nahe Null.“ 

Ablauf eines Asylverfahrens 

Eigentlich, so definiert es ja seit den Neun- 
zigern das Gesetz, kann ein Flüchtling 
nur mit dem Flugzeug kommen, denn um 
Deutschland herum gibt es ja nichts als si- 
chere Staaten. Tatsächlich, so konnte man 
auch 2015 sehen, ist das aber nicht so. 
Flüchtende kamen per Bus, Auto, zu Fuß 
und insbesondere mit der Bahn in die Bun- 
desrepublik. Für viele das Ende einer sehr 
langen, teuren und beschwerlichen Reise 
durch verschiedene Länder des nahen Os- 
tens oder Afrikas, mit überfüllten Booten 
im Mittelmeer, harschen Grenzkontrol- 
len und überfüllten Lagern. Tatsächlich 
wäre ein Flug oft günstiger gewesen. Wa- 
rum also fliegen Flüchtlinge nicht nach 
Deutschland? 

2001 beschloss die EU die Richtlinie 
2001/51/EC. Sie macht Fluglinien finanzi- 
ell verantwortlich, wenn sie Personen in die 
EU transportieren, die wieder abgescho- 
ben werden müssen. Soll heißen, um sich 
selbst vor zusätzlichen Kosten zu schützen, 
stellen Fluglinien sicher, dass niemand 
ohne Visum in die EU fliegt. Überprüft ein 
Unternehmen nicht wirksam, so ist es „den 
Mitgliedstaaten [...] unbenommen [...], 
zusätzliche Maßnahmen oder Sanktionen 
gegen die Beförderungsunternehmen [...] 
einzuführen“. Wer Flüchtlingsschutz be- 
antragen will, hat üblicherweise kein Vi- 
sum und wird somit spätestens am Gate 
im Flughafen aufgehalten. Nicht direkt 
von den Staaten sondern, durch finanzi- 
elle Anreize, von den Beförderungsunter- 
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Die Erstaufnahmeeinrichtung am Lübecker Volksfestplatz. Foto: Lukas Rüge 



nehmen. Ein Problem, das sich manchmal 
nur mit gefälschten Dokumenten umge- 
hen lässt. Die EU-Richtline erwähnt, dass 
„diese Richtlinie [...] nicht die Verpflich- 
tungen aus dem Genfer Abkommen über 
die Rechtsstellung der Flüchtlinge vom 
28. Juli 1951“ beeinträchtigt, aber damit 
Staaten jenen Verpflichtungen nachkom- 
men können, müssen Menschen natürlich 
überhaupt in die EU gelangen, denn Asyl 
in Deutschland kann nach aktuellem Recht 
nur in Deutschland beantragt werden. 

Im „Rekordjahr“ 2015 wurde das Flug- 
hafenverfahren am Flughafen München 
genau einmal angewandt, wie die Süd- 
deutsche Zeitung im Oktober aufdeckt. 
An anderen Flughäfen allerdings häufi- 
ger. Das Flughafenverfahren nach §18a 
Asylverfahrensgesetz wird an Flughäfen 
in Berlin, Düsseldorf, Frankfurt am Main, 
Hamburg und München angewandt. Dabei 
können Grenzbeamte am Flughafen be- 
reits feststellen, ob ein Flüchtender aus ei- 
nem sicheren Herkunftsland stammt oder 
mit gefälschten Papieren reist, und den 
Flüchtling aufhalten. Das Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge kann dann in- 
nerhalb von zwei Tagen eine Entscheidung 



über die Zurückweisung des Asylantrages 
aussprechen. Der Flüchtling muss dann 
nicht ausgewiesen werden, sondern er hat, 
rechtlich, Deutschland gar nicht betreten. 

Erste Anlaufstelle: BAMF 

Gelingt es einem Schutzsuchenden trotz- 
dem nach Deutschland zu kommen, so 
kann er beim Bundesamt für Migration 
und Flüchtlinge (BAMF) einen Asylantrag 
stellen. Tatsächlich, so beschreibt es Edith 
Avram von der Pressestelle des BAMF auf 
Anfrage, kann der Erstkontakt mit den 
deutschen Behörden an verschiedenen Or- 
ten sein. Der „Asylbegehrende“ kann sich 
„bei der Bundespolizei, der Landespolizei 
oder bei den Ausländerbehörden (also 
in Rathäusern, Kreisverwaltungen oder 
Landratsämtern etc. ) als asylsuchend mel- 
den und wird dann gegebenenfalls an die 
nächstgelegene Erstaufnahmeeinrichtung 
verwiesen. In den Erstaufnahmeeinrich- 
tungen wird die BÜMA, die Bescheinigung 
über die Meldung als Asylsuchender, er- 
stellt und dem Asylsuchenden ausgehän- 
digt. Die persönliche Antragstellung er- 
folgt beim Bundesamt.“ 

Die persönliche Antragstellung ge- 
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schieht meist mit Hilfe eines Übersetzers. 
Es wird ein Datensatz angelegt, und, so- 
fern der Flüchtende über 14 Jahre alt ist, 
ein Foto gemacht und Fingerabdrücke ge- 
nommen. Diese wandern in die europäi- 
sche Datenbank und sollen dabei helfen 
festzustellen, ob eventuell durch das Dub- 
lin-Abkommen ein anderes Land zuständig 
ist. Der Antragsteller erhält dann die so- 
genannte Aufenthaltsgestattung, die nun 
gegenüber den deutschen Behörden sein 
Ausweisdokument darstellt. Eine solche 
Aufenthaltsgestattung gibt dem Flüchtling 
jedoch nur sehr begrenzte Rechte, er muss 
sich beispielsweise in dem Bezirk aufhal- 
ten, in welchem seine Ausländerbehörde 
sich befindet. Die Dauer ist üblicherweise 
auf drei oder sechs Monate beschränkt und 
wird gegebenenfalls verlängert. 

In diesen Monaten wird der Antrag auf 
Asyl oder auf Flüchtlingsschutz durchge- 
führt. Dies geschieht mit einer Anhörung. 
Das BAMF weist dem Flüchtling einen 
sogenannten Entscheider zu, welcher die 
Gründe anhört und dann, daher der Name, 
eine Entscheidung darüber fällt, ob eine 
Aufenthaltserlaubnis erteilt wird. In der 
Theorie soll ein Flüchtling so lange in ei- 



ner Erstaufnahmeeinrichtung wohnen. 
Tatsächlich ist dies nicht immer der Fall, 
oft sind die Erstaufnahmeeinrichtungen 
bereits vollständig belegt und so werden 
Flüchtlinge in den Kommunen unterge- 
bracht. Für die Anhörungen und andere 
Termine, zum Beispiel für medizinische 
Untersuchungen, müssen sie dennoch 
meist zu den zentralen Einrichtungen. Der 
Prozess bis zur Anerkennung oder Ableh- 
nung dauert im Schnitt 5,3 Monate. 

In dieser Zeit erhält der Schutzsuchen- 
de eine Grundsicherung. Sie ist, so hat 
das Verfassungsgericht entschieden, an 
die Grundabsicherung in Deutschland, 
auch bekannt als Hartz IV, gekoppelt und 
kann daher, egal was Politiker fordern, 
nicht separat davon gesenkt werden. Auch 
dies gründet auf dem Genfer Abkommen, 
welche es untersagt, dass Flüchtlinge im 
Bereich der öffentlichen Fürsorge anders 
behandelt werden als Staatsangehörige 
des asylgewährenden Staates. Allerdings 
kann die Versorgung in Anteilen nicht-fi- 
nanzieller Natur sein. So wird in den Erst- 
aufnahmeeinrichtungen für Unterkunft, 
Kleidung, Gesundheitsbedarf und Nah- 
rung gesorgt, es verbleiben 130 Euro des 
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(1) Politisch Verfolgte genießen Asylrecht. 
(2) Auf Absatz 1 kann sich nicht berufen, 

wer aus einem Mitgliedstaat der Europäischen Gemeinschaften 

oder aus einem anderen Drittstaat einreist, in dem die Anwendung des Abkommens 
über die Rechtsstellung der Flüchtlinge und der Konvention zum Schutze 
der Menschenrechte und Grundfreiheiten sichergestellt ist. Die Staaten außerhalb 
der Europäischen Gemeinschaften, auf die die Voraussetzungen des Satzes 1 zutreffen, 
werden durch Gesetz, das der Zustimmung des Bundesrates bedarf, bestimmt. 

In den Fällen des Satzes 1 können aufenthaltsbeendende Maßnahmen 
unabhängig von einem hiergegen eingelegten Rechtsbehelf vollzogen werden. 

(3) Durch Gesetz, das der Zustimmung des Bundesrates bedarf, können Staaten bestimmt werden, 

bei denen auf Grund der Rechtslage, der Rechtsanwendung und der allgemeinen politischen Verhältnisse gewährleistet erscheint, 
daß dort weder politische Verfolgung noch unmenschliche oder erniedrigende Bestrafung oder Behandlung stattfindet. 

Es wird vermutet, daß ein Ausländer aus einem solchen Staat nicht verfolgt wird, 
solange er nicht Tatsachen vorträgt, die die Annahme begründen, 
daß er entgegen dieser Vermutung politisch verfolgt wird. 



Hartz IV-Satzes pro Monat, welche dann 
ausgezahlt werden. 

Unterbringung in der Kommune 

Für die Unterbringung von Menschen 
mit einer Aufenthaltsgenehmigung sind 
anfangs die Kommunen zuständig. Diese 
übergibt die Aufgabe oft an Organisati- 
onen wie in Lübeck an die Diakonie. Mit 
dem Umzug aus der Erstaufnahmeein- 
richtung in die Kommune erhalten die 
Geflüchteten einen größeren Anteil ihres 
Hartz IV-Satzes, da sie nun selbst für die 
meisten Kosten aufkommen müssen, ledig- 
lich Wohnung sowie Nebenkosten werden 
meist von den Kommunen übernommen. 

Ein Recht zu arbeiten haben Menschen 
mit Aufenthaltserlaubnis meist nach drei 
Monaten, allerdings lediglich, wenn sie 
in der Ausländerbehörde nach einer Ge- 
nehmigung fragen, welche wiederum die 
Agentur für Arbeit fragt. Zudem handelt es 
sich um einen nachrangigen Arbeitsmarkt- 
zugang. Bei einem solchen Arbeitsmarkt- 
zugang muss die Agentur für Arbeit, nach- 
dem ein Flüchtling mitgeteilt hat, dass er 
einen Job angeboten bekommen hat, sechs 
Wochen lang aktiv versuchen einen Deut- 
schen oder einen Ausländer ohne nach- 



rangigen Zugang zu finden, der die Stel- 
le stattdessen annehmen kann. Nur wenn 
der Arbeitgeber begründen kann, warum 
er keinen der Bewerber nehmen konnte, 
kann der nachrangige Flüchtling den Ar- 
beitsplatz erhalten. Nach drei Jahren in 
Deutschland erlischt die Nachrangigkeit. 

Nach dem Asyl 

Mit etwas Glück, endet die Zeit im Asyl 
so, wie es sich wohl auch die Autoren der 
Genfer Flüchtlingskonvention vorgestellt 
haben, In Kapitel IC beschreiben sie, dass 
eine Person unter anderem nicht mehr 
unter das Asylrecht fällt „wenn sie frei- 
willig in das Land, das sie aus Furcht vor 
Verfolgung verlassen hat oder außerhalb 
dessen sie sich befindet, zurückgekehrt ist 
und sich dort niedergelassen hat“. Dies ist 
sicherlich auch was viele Flüchtlinge sich 
wünschen, doch nicht immer sind sich die 
Behörden und die Flüchtlinge darüber ei- 
nig, wann dieser Zeitpunkt gekommen ist 
nach Hause zurückzukehren. 

Die meisten Aufenthaltserlaubnisse 
werden lediglich für eine begrenzte Zeit 
erteilt und regelmäßig überprüft. Spätes- 
tens nach drei Jahren wird zum ersten Mal 
durch das BAMF geprüft, ob die Gründe 
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für den Aufenthalt noch existieren. Der 
Verlust einer Aufenthaltserlaubnis beginnt 
damit, dass das BAMF den Widerruf der 
Asyl- oder Flüchtlingsanerkennung be- 
schließt. Ein Widerruf dieser Anerkennung 
heißt aber noch nicht, dass der Betroffe- 
ne abgeschoben wird. Im ersten Schritt 
besteht die Möglichkeit, gegen einen Wi- 
derruf zu klagen. Dies kann durchaus er- 
folgreich sein, in jedem Fall hat die Klage 
eine aufschiebende Wirkung: Solange das 
Verfahren läuft, wird keine Abschiebung 
durchgeführt. 

Nach dem Wiederruf der Asyl- oder 
Flüchtlingsanerkennung überprüft die 
Ausländerbehörde, ob der Betroffene den- 
noch bleiben darf. Es kann dafür verschie- 
dene Gründe geben, die Behörde muss die 
Dauer des Aufenthalts in Deutschland so- 
wie schützenswerte Bindungen, seien diese 
persönlicher oder wirtschaftlicher Art, be- 
rücksichtigen. Die Ausländerbehörde trifft 
eine Ermessensentscheidung. 

Eine andere Art wie die Zeit als Flücht- 
ling in Deutschland endet ist die Einbür- 
gerung. Nach acht Jahren rechtmäßigen 
Aufenthalts, dieser beginnt mit dem Er- 
halt der Aufenthaltsgestattung, hat ein 
Mensch einen Anspruch auf Einbürgerung. 
Wer Deutschkurse besucht und sich gesell- 
schaftlich engagiert, kann diesen Zeitraum 
auf sechs Jahre reduzieren. Um sich ein- 
zubürgern muss man einen Einbürgerungs- 

Weitere Informationen zum Thema 



• Informationen des Bundesamts für Migration und Flüchtlinge: www.bamf.de 

• Anfrage der Linken und Antwort der Bundesregierung: 
dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/039/1803987.pdf 

• Genfer Abkommen von 1951: www.unhcr.de/fileadmin/user_upload/dokumen- 
te/03_profil_begriffe/genfer_fluechtlingskonvention/Genfer_Fluechtlingskonven- 
tion_und_New_Yorker_Protokoll.pdf 

• Zahlen und Fakten von Pro-Asyl: 
www.proasyl.de/de/themen/zahlen-und-fakten/ 

• BMBF Broschüre - Asylverfahren erklärt: https://www.bamf.de/SharedDocs/An- 
lagen/DE/Publikationen/Broschueren/das-deutsche-asylverfahren.html 



test absolvieren, bei dem man 17 von 33 
Fragen zu Deutschland korrekt beantwor- 
ten muss. 

Wie geht es weiter? 

Im Jahr 2015 haben insbesondere Poli- 
tiker aus dem konservativen Lager Ideen 
hervorgebracht, welche mit dem Genfer 
Abkommen, das inzwischen als Menschen- 
recht in der EU-Grundrechtecharta fest- 
geschrieben ist, nicht vereinbar sind und 
genauso wenig mit dem Grundgesetz, zu 
dessen Bekenntnis sie aufrufen. Doch wäh- 
rend diese drastischen und populistischen 
Vorschläge keine rechtliche Konsequenz 
haben wird gleichzeitig, weit weniger 
publik, an möglichen Gesetzesänderun- 
gen gearbeitet, welche das Leben für Ge- 
flüchtete in Deutschland schwerer machen 
sollen. Im September legte das Innenmi- 
nisterium Vorschläge zur Vereinfachung 
von Abweisungen, einem niedrigeren fi- 
nanziellen Anteil der Grundsicherung und 
der Übertragung von Asylverfahren an die 
Grenzbehörden vor. Die Forderungen von 
Menschenrechtsorganisationen, wie zum 
Beispiel die Möglichkeit Asylanträge be- 
reits in den Fluchtländern stellen zu kön- 
nen um die oft tödliche Reise zu vermei- 
den, werden dabei ignoriert. 
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2015 Ob das zu Ende gehende Jahr als eines der Brandanschläge oder eines der 
Willkommenskultur in Erinnerung bleiben wird, muss man abwarten. Eine Doku- 
mentation in Einzelgeschichten. 



Kein einfaches Jahr 



Quelle: ifrc on Flickr.com 



von Annika Munko, Fabian Schwarze, 
Henrik Bundt, Johann Mattutat, 
Johannes Zanken und Lukas Rüge. 

Abdul Albitar* hat seinen Eltern nicht ge- 
sagt, wie klein das Schlauchboot sein wür- 
de, mit dem er versucht, auf die griechi- 
sche Insel Symi zu kommen. Der 21 Jahre 
alte Syrer aus Horns flieht wie so viele an- 
dere über das Mittelmeer nach Europa. Er 
hat lange gewartet, so lange wie er konnte, 
doch er aus Angst, zum Militärdienst ein- 
gezogen zu werden, beginnt er im April 
seine Flucht. 

Im September treffen wir Abdul auf der 
Walli. Die gelbe Warnweste weist ihn als 
einen der ehrenamtlichen Dolmetscher aus 
und als wir ihn in einer ruhigen Minute fra- 
gen, wie es dazu kam, dass er hier ist und 
übersetzt, erzählt er uns seine Geschichte: 

Eigentlich, sagt Abdul, sei Horns immer 
eine eher sichere Region gewesen. Doch 
als er auf seinem Smartphone einen Stadt- 
plan aufruft und mit dem Finger Linien 
über das Display zieht, um uns zu zeigen, 
was mittlerweile alles zerstört wurde, kön- 
nen wir nur zu gut nachvollziehen, warum 



er nicht dort bleiben wollte. Ganz abgese- 
hen davon, dass er ständig mit der Angst 
lebte, von der syrischen Armee eingezogen 
zu werden. 

Sein erstes Ziel auf dem Weg nach Euro- 
pa ist Izmir, wo er nach einem Schlepper 
sucht. „Es gibt Orte in der Stadt, an denen 
wirst du gefragt, ob du nach Europa ge- 
hen möchtest“, erzählt er, und so kommt 
es, dass Abdul schon kurz darauf auf dem 
Weg in den Südwesten der Türkei ist. Kei- 
ne zehn Kilometer Mittelmeer trennen hier 
stellenweise das türkische Festland von 
den griechischen Inseln, doch mit fünf- 
zehn Personen in einem kleinen, wacke- 
ligen Schlauchboot ist die Überfahrt alles 
andere als eine lustige Kreuzfahrt. Einer 
der anderen Passagiere fällt in Küstennähe 
aus dem Boot und auf einen Stein, bricht 
sich aber glücklicherweise nur den Arm 
und kann seine Flucht fortsetzen. 

Niemandsland 

Als sie die kleine Insel Symi erreichen, ist 
die Erleichterung groß: Der gefährlichste 
Teil der Reise scheint geschafft zu sein 
und sie sind in der EU! Trotzdem empfin- 
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Abduls Weg von Homs nach Deutschland führte ihn quer durch Europa. Grafik: Fabian Schwarze 



det Abdul erst die darauffolgenden Stun- 
den als die schlimmsten während seiner 
ganzen Flucht. Denn von dem Platz im 
kargen, felsigen Niemandsland, an dem 
sie aus dem Boot klettern, ist es noch ein 
weiter Fußmarsch bis zum Hauptort der 
Insel. Dass der die Überfahrt organisieren- 
de Schlepper pro Person nur ein Gepäck- 
stück erlaubt hatte, ist plötzlich fast eine 
Erleichterung. Vier Stunden lang ist die 
Gruppe um Abdul ohne etwas zu trinken 
unterwegs, bis sie ihr Ziel erreicht. 

Im Hauptort der Insel warten sie an- 
schließend drei Tage auf eine Fähre, die 
sie ans griechische Festland bringen soll. 
Bis dahin bleiben sie sich selbst überlas- 
sen, keine offizielle Organisation oder Be- 
hörde fühlt sich für die Flüchtlinge zustän- 
dig und so findet auch keine Registrierung 
statt. Nach der Fahrt mit der Fähre macht 
Abdul sich auf die Suche nach einem 
neuen Schlepper, um weiter in Richtung 
Deutschland zu kommen. Auf dem Omo- 
nia-Platz in Athen gäbe es zum Beispiel 
etliche Schlepper, die einen weiterbringen 
könnten, erzählt Abdul, doch in der Nähe 
dieses Platzes würden sich auch Gangs, 



Dealer und viele Polizisten herumtreiben, 
sodass er sich dort nie wohlfühlt, manch- 
mal sogar Angst hat, in eine Auseinander- 
setzung zu geraten. 

Paria Italiano? 

Abdul möchte nicht über die Balkanroute, 
sondern mit dem Flugzeug weiter in Rich- 
tung Deutschland reisen. Er findet auch ei- 
nen Schlepper, mit dem er sich einig wird 
und der ihm mit einem gefälschten itali- 
enischen Pass die Ausreise aus Griechen- 
land ermöglichen möchte. Als Abdul auf 
dem Weg ins Flugzeug vom Bordpersonal 
auf Italienisch angesprochen wird und da- 
rauf nicht sinnvoll antworten kann, fliegt 
seine Täuschung auf. Statt zur Polizei wird 
er allerdings nur weggeschickt, sodass er 
erneut mit seinem Schlepper Kontakt auf- 
nehmen kann. Der Vertrag, den die bei- 
den miteinander geschlossen haben, sieht 
vor, dass der Schlepper Abdul die Ausreise 
und nicht bloß den Versuch der Ausreise 
ermöglicht. Für die 4000 Euro, die, wie 
Abdul betont, ein guter Preis sind, muss 
der Schlepper ihn seinem Ziel auch wirk- 
lich näher bringen. Mit einem weiteren 
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gefälschten Pass, dieses Mal einem spani- 
schen, versucht Abdul an einem anderen 
Flughafen noch einmal sein Glück. Dieses 
Mal wird er nicht angesprochen und er- 
reicht unbehelligt Barcelona. 

Von jetzt an läuft alles wie am Schnür- 
chen: Mit dem Zug reist er nach Lyon, 
von dort über Paris nach Frankfurt. Am 
zwölften Tag seiner Odyssee durch Europa 



kommt Abdul schließlich in Berlin an. Hier 
trifft er nach sieben Jahren zum ersten Mal 
seine Schwester wieder, die damals zum 
Studieren nach Deutschland ging und ihre 
Familie wegen des Bürgerkriegs in Syrien 
nicht besuchen konnte. Abdul ist, ohne in 
einem anderen Land als Flüchtling regist- 
riert zu werden, an seinem Ziel angekom- 
men. In Berlin beantragt er Asyl. 



— Millionen — 



Im Jahr 2014 haben im Durchschnitt täg- 
lich 42.000 Menschen die Entscheidung 
treffen müssen, aus ihrer Heimat zu flie- 
hen. So waren weltweit 59,9 Millionen 
Menschen Flüchtlinge, dies ist die höchs- 
te jemals von der UN-Flüchtlingshilfe re- 
gistrierte Zahl. 38,2 Millionen von ihnen 
sind Vertriebene im eigenen Land, sie 
flüchten aus einer Region ihres Landes 
vor Konflikten in eine andere, in Syrien 
im Jahr 2014 allein über sieben Millionen. 
1,8 Millionen Menschen warten in einem 
Land, in dem sie angekommen sind, auf 
den Abschluss eines Asylverfahrens. 19,5 
Millionen flüchten aus ihrem Land. Die 
Hälfte dieser Flüchtlinge kommt aus den 
Staaten Syrien, Afghanistan und Somalia. 
Menschen, die aus diesen Ländern flüchten 
müssen, finden ihre Bleibe meist nicht in 
Europa sondern in der Türkei, in Pakistan, 
Jordanien, Äthiopien, im Libanon und im 
Iran. Zusammen boten diese sechs Länder 
im Jahr 2014 sieben Millionen geflüchte- 
ten Menschen (35 Prozent aller Flüchtlin- 
ge außerhalb ihres eigenen Landes) eine 
Unterkunft. 

Zu wenig Europa in der EU 

Im Verhältnis dazu relativ wenige Flücht- 
linge kamen 2014 nach Europa. 626.000 
Menschen beantragten 2014 in Europa 
Asyl, darunter 216.000, die den gefähr- 



lichen Weg über das Mittelmeer wagten. 
Über 100.000 Geflüchtete kamen aus an- 
deren Staaten Europas wie dem Kosovo, 
Serbien oder Albanien. Lediglich etwas 
mehr als der Hälfte aller Asylanträge wur- 
den genehmigt. 

Doch im Jahr 2015 eskalierte die Lage 
in Syrien und im Irak, die Lager in Jor- 
danien, im Libanon und in der Türkei sind 
längst überfüllt. Nach aktuellen Schätzun- 
gen der UN wird die Anzahl von Flüchtlin- 
gen, die 2015 in Europa Asyl beantragen, 
sich mindestens verdoppeln. Demnach 
werden Ende des Jahres ungefähr so viele 
Personen über das Mittelmeer geflüchtet 
sein wie 2014 überhaupt in Europa anka- 
men. Ihnen steht dann ein Asylverfahren 
bevor. Wie dieses in Deutschland funktio- 
niert haben wir in einem gesonderten Arti- 
kel (Seite 6) beschrieben. 

2015 wurde die „Flüchtlingskrise“ eines 
der dominierenden Themen in der Poli- 
tik und den Nachrichten. Nicht nur, weil 
mehr Menschen denn je flüchteten, son- 
dern insbesondere, weil wir sie nun nicht 
mehr ignorieren konnten. 2015 war das 
Jahr, in dem Politiker erfolglos um wirk- 
same „Verteilungsschlüssel“ rangen, mit 
populistischen Forderungen den Stamm- 
tisch bedienten und in dem der EU-Kom- 
missionspräsident Jean-Claude Juncker 
resigniert feststellen musste, dass es in der 
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Eine geplante Erstaufnahmeeinrichtung sorgt im Bornkamp für Streit. Foto: Johann Mattutat 



Europäischen Union sowohl an Europa als 
auch an Union fehlt. 2015 war das Jahr, in 
dem tausende Freiwillige aufstanden und, 
weil es der Staat nicht konnte oder nicht 
wollte, für menschenwürdige Verhältnisse 
sorgten. 2015 war aber auch das Jahr, in 
dem sich die Anzahl flüchtlingsfeindlicher 
Anschläge in Deutschland drastisch erhöh- 
te. 

Am 2. Januar warfen bis heute Unbe- 
kannte eine Rauchbombe in eine Flücht- 
lingsunterkunft in Grabau. Im Januar 
schossen zudem sechs Fremdenfeinde in 
Porta Westfalica mit Paintball-Waffen auf 
eine Flüchtlingsunterkunft, in Dresden 
und Wasenberg wurden Flüchtlinge ange- 



griffen. Im Februar brannten Unterkünfte 
in Eschenberg und Coesfeld. In Freiberg 
wurde ein Sprengstoffanschlag auf eine 
Unterkunft verübt. Der Täter in Eschen- 
burg war geständig und wurde später zu 
zwei Jahren auf Bewährung verurteilt. In 
den anderen Fällen sind die Täter weiter- 
hin unbekannt. 

Schon zu Beginn des Jahres war das 
Thema „Flüchtlinge“ genauso wenig zu ig- 
norieren wie die Tatsache, dass die Zeiten 
ausländerfeindlicher Ressentiments und 
Bilder wie aus Lichtenhagen in den Neun- 
zigern, doch noch nicht aus Deutschland 
verschwunden sind. 



— Flüchtlinge im Bornkamp? — 



„Land plant Erstaufnahme für Flüchtlin- 
ge im Bornkamp“ titelten die Lübecker 
Nachrichten am 21. April - eine unerwar- 
tete Nachricht für die Bewohner des Hoch- 
schulstadtteils und des Bornkamps. Mit 
den Menschen im Stadtteil hatte weder die 
Stadt, der die Flächen gehörten, noch das 
Land, welches die Einrichtung bauen woll- 
te, die Thematik besprochen. 

„Am Anfang war die große Frage erst 
einmal ,Was ist eine Erstaufnahmeeinrich- 
tung* - und es entstand das Gefühl, nicht 



informiert worden zu sein“, erinnert sich 
die für den Hochschulstadtteil verantwort- 
liche Pastorin Katja von Kiedrowski. Nach 
der anfänglichen Überraschung habe man 
zuerst angefangen, Antworten zu den dar- 
aus entstehenden Fragen zu recherchieren. 

Der geeignete Bornkamp 

Der Bornkamp - das ist nicht nur die End- 
haltestelle der Buslinie 2, sondern auch ein 
Wohngebiet, das seit 2007 bebaut wird. 
Hier leben inzwischen etwa 1700 Men- 
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Eigentlich sollte hier längst eine Erstaufnahmeeinrichtung gebaut werden... Foto: Johann Mattutat 



sehen, die meisten davon in ihren eigenen 
Häusern. Die angekündigte Erstaufnahme- 
einrichtung sollte auf einer Wiese zwischen 
dem Real-Markt und dem Wohngebiet, 
direkt neben der Bahnhaltestelle Hoch- 
schulstadtteil, entstehen. Diese Fläche, die 
ursprünglich mal ein Sportplatz werden 
sollte, für den sich aber nie ein Sportverein 
gefunden hatte, lag am Eingang zur Sied- 
lung brach. Nachdem das Land beschloss, 
sowohl in Flensburg und Kiel als auch in 
Lübeck eine Erstaufnahmeeinrichtung für 
Flüchtlinge in Uninähe zu bauen, wurden 
in Lübeck 20 mögliche Bauplätze unter- 
sucht. Der Bornkamp schien am geeignets- 
ten, auch weil das Grundstück im Besitz 
der Stadt war, sodass ein Verkauf schnell 
realisierbar schien. 

Die geplante Anlage war für 600 Asyl- 
suchende in ihren ersten sechs Wochen 
in Deutschland konzipiert und sollte im 
Frühjahr 2016 eröffnet werden. Erste Plä- 
ne waren bereits erstellt, zu dem Zeitpunkt 
allerdings noch nicht öffentlich präsentiert 
worden. Sie wurden lediglich im Bauaus- 
schuss der Stadt besprochen - eine Tatsa- 
che, die später von vielen kritisiert wurde. 

Zeitnah nach Veröffentlichung des 
Zeitungsartikels kochten die Emotionen 



hoch. Viele Bürger seien erst einmal von 
der Größe der Anlage überwältigt gewe- 
sen, erinnert sich Pastorin von Kiedrowski. 
600 Plätze entsprechen ungefähr dem ein- 
einhalbfachen der Wohnheime in der An- 
schützstraße. Doch nicht alle lehnten das 
Vorhaben ab, von einigen Bewohnern des 
Stadtteils gab es auch klare Zustimmung. 
Die Skeptiker waren es jedoch, die zuerst 
organsiert auftraten und unter anderem im 
Umfeld der Schule nahe des Bornkamps 
dazu aufriefen, sich Freitagabends auf der 
vorgesehenen Wiese zu versammeln. Zu 
dieser Veranstaltung kam auch Silke Kar- 
mann. Karmann befürwortete den Plan, 
eine Erstaufnahme zu bauen und berichtet 
uns, wie erstaunt sie über die massive Wel- 
le an Ablehnung war, die sie unter ihren 
Nachbarn gar nicht vermutet hätte. 

Zwei Gruppen, kein Konsens 

Ausgehend von diesen Treffen bildeten 
sich zwei Gruppen. Auf der einen Seite 
die Bürgerinitiative „Neue Heimat Born- 
kamp“, Pastorin von Kiedrowski zufolge 
ein Sammelbecken nicht nur für Skepti- 
ker, sondern auch für Menschen mit klar 
ablehnender, von vielen auch als frem- 
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Silke Karmann (Zweite von Rechts) engagiert sich für Flüchtlinge. Foto: Johann Mattutat 



denfeindlich verstandener, Haltung. Auf 
der anderen Seite fand sich die Gruppe 
„WiHLlkommenskultur Lübeck“ wieder, in 
welcher sich auch Silke Karmann organi- 
sierte, die eine Erstaufnahmeeinrichtung 
im Bornkamp befürwortete. Ein Konsens 
zwischen beiden Gruppen erschien unrea- 
listisch, die Grundeinstellungen waren zu 
verschieden. 

Erst Ende Mai - also einen Monat nach 
Veröffentlichung der Nachricht - ver- 
anstaltete das Land Infoveranstaltungen 
und beantwortete Fragen zum Projekt. 
Die Bürgerinitiative „Neue Heimat Born- 
kamp“ hatte es dabei zur Grundfrage ge- 
macht, ob es möglich sei, mehrere kleine 
Anlagen verteilt zu errichten. Die geplante 
Größe von 600 Plätzen erschreckte viele. 
Entsprechend erregt war die Diskussion 
beispielsweise bei der Veranstaltung im 
voll besetzten Audimax der Uni oder in 
der MuK. Aufgeheizt wurde die Stimmung 
auch durch teils fremdenfeindliche Kom- 
mentare der Fragesteller und Applaus für 
viele der skeptischen Wortmeldungen. Die 
Bürgerinitiative hatte rote Karten angefer- 
tigt, welche sie, begleitet von Buh-Rufen, 
bei den Redebeiträgen von Befürwortern 
hochhielten. Das Land wies die Gegenvor- 



schläge der Bürgerinitiative mit der Be- 
gründung zurück, eine derartige Einrich- 
tung müsse eine Mindestgröße von 500 
Plätzen besitzen, da der Bund als Betreiber 
dies vorraussetzte. 

Gesprächsrunde 

Daneben gingen auch stadtteilinterne Ge- 
spräche weiter. Beispielsweise war ein Er- 
gebnis der von Pastorin von Kiedrowski 
ins Leben gerufenen Gesprächsrunde, dass 
Räume zum Zusammentreffen mit Flücht- 
lingen fehlen - ein Missstand, den die Pas- 
torin auch auf das gesellschaftliche Leben 
im Stadtteil verallgemeinert. Sie kritisiert, 
dass die Bürgerinitiativen keine Räume 
anmieten konnten, sondern auf von Privat- 
personen gestellte Räume zurückgreifen 
mussten. 

Die Fronten verhärteten sich, der Un- 
wille der „braven Siedlungsbürger“ (Die 
Welt) fand überregional Aufmerksamkeit. 
Während sich das Land und die Stadt ge- 
genüber der Presse genau wie bei den öf- 
fentlichen Veranstaltungen siegessicher 
zeigten, versagte die Lübecker Politik bei 
der Umsetzung des Planes in Gänze. 

Nachdem eine Entscheidung über den 
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Beschluss in den verschiedenen Ausschüs- 
sen immer wieder vertagt wurde, entschied 
sich die Bürgerschaft am Ende gegen die 
geplante Erstaufnahmeeinrichtung. Mit 
Gegenstimmen von CDU, FDP, Linken, Pi- 
raten-Partei und Freien Wählern sowie der 
Enthaltung der Grünen wurde der Verkauf 
des Geländes an das Land in der letzten Ju- 



ni-Woche abgelehnt. Nach dieser Entschei- 
dung gab auch das Land seine Pläne für die 
Wiese am Bornkamp auf. Die Fraktion der 
Grünen überlegte einige Tage spätezu spät, 
dass eine Zustimmung zum Verkauf rich- 
tiger gewesen wäre - womit man grünes 
Licht für den Bau der Erstaufnahmeein- 
richtung gegeben hätte. 



— Nachts träumte ich meist vom Krieg — 



Im Sommer häuften sich die Anschläge auf 
Unterkünfte und Flüchtlinge. In den Nach- 
richten blickten wir entsetzt nach Heide- 
nau oder Nauen. Doch Anschläge gab es 
auch in Lilienthal, Hamburg, Tröglitz, 
Eichstädt, Chemnitz, Berlin, Dippoldis- 
walde, Limburghof, Zossen, Hoyerswerda, 
Meißen und, mitten in die ohnehin auf- 
geheizte Stimmung, Ende Juni in Lübeck. 
Soweit zum Zeitpunkt des Schreibens be- 
kannt, hat die Polizei lediglich in Zossen 
Tatverdächtige ermittelt. Aus München 
macht der NSU-Prozess gegen Beate Zschä- 
pe wieder Schlagzeilen. Zschäpe, der Mit- 
täterschaft bei zehn Morden mit rechtsex- 
tremem Hintergund zur Last gelegt wird, 
versuchte ihre Anwälte loszuwerden. 

Zug der Hoffnung 

Die Politik debattierte über sichere Her- 
kunftsländer und europäische Solidarität. 
Mit Zügen kamen tausende Flüchtlinge aus 
dem syrischen Bürgerkrieg nach Deutsch- 
land, nachdem sie in Bukarest an einem 
Bahnhof gestrandet waren, die Medien 
sprachen vom „Zug der Hoffnung“. Vom 
Krieg traumatisierte Familien, viele mit 
jungen Kindern, sollten in Deutschland 
nun Stabilität und Frieden finden. Wer 
sie aus den Zügen steigen sah, hoffte, dass 
sie die schlimmste Zeit hoffentlich hinter 
sich haben, ahnte aber auch, dass sie un- 
vorstellbar schwere Zeiten noch vor sich 



haben. 

Wir rufen Umes an. Umes ist Arzt im 
Rhön-Klinikum Bad Neustadt an der Saale 
und heißt eigentlich Umeswaran Aruna- 
girinathan und wenn man ihn nach sei- 
ner Herkunft fragt, sagt er, er komme aus 
Hamburg. Er klingt auch so als komme er 
aus Hamburg. Vor neun Jahren, als er noch 
in Lübeck Medizin studierte, hat Umes ein 
Buch veröffentlicht und wer es gelesen 
hat, weiß, dass Umes ursprünglich aus Sri 
Lanka kommt. Dort wurde er geboren, von 
dort ist er im Alter von zwölf Jahren ge- 
flüchtet, nach dort schickt er noch immer 
Geld um seine Familie zu unterstützen. 
Vieles von dem, was wir uns nur vorstellen 
können, wenn wir die Flüchtlinge aus den 
Zügen steigen sehen, hat er selbst erlebt. 

Allein auf der Flucht 

Auch Umes ist vor Bürgerkrieg geflohen. 
Der Bürgerkieg im Inselstaat Sri Lanka 
begann 1983, da war Umes vier Jahre 
alt, und dauerte Jahrzehnte an. In seinem 
Buch „Allein auf der Flucht - Wie ein ta- 
milischer Junge nach Deutschland kam“ 
beschreibt Umes auch das Leben als Kind 
im Krieg: Eines Nachts weckten mich meine 
Eltern. Sie sagten , dass ich sofort aufstehen 
müsse, Soldaten kämen ins Dorf. Ich hatte 
große Angst. Von draußen hörte ich Geräu- 
sche , aufgeregte Stimmen und laute Schritte. 
Dann, weit entfernt , das Geräusch eines Hub- 
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Integration geglückt: Umes kam als Dreizehnjähriger nach Deutschland, inzwischen ist er Arzt. Quelle: 



Umeswaran Arunagirinathan 

schraubers. Das ganze Dorf war in Aufruhr. 
[...] Wir versteckten uns im Hof hinter einem 
Bananenbaum. Bananenbäume haben große , 
palmenartige Blätter , die vor den Hubschrau- 
bern einen guten Sichtschutz bieten. Es ging 
das Gerücht um , dass sie durch ihren hohen 
Wassergehalt die Wucht einer einschlagenden 
Rakete abfedem könnten , aber das ist Un- 
sinn. [...] Wir legten uns flach auf den Boden , 
rührten uns nicht und hielten uns die Ohren 
zu. Es waren unzählige Einschläge zu hören 
und es war so laut , dass ich den Eindruck hat- 
te , als gingen die Geschosse direkt neben uns 
nieder. Dann hörten wir Schreie und beteten , 
dass wir am Leben blieben. Nach einer Stunde 
flog der Hubschrauber davon und die Men- 
schen kamen wieder aus ihren Verstecken. 

Die Schreie wurden immer lauter. Die Kin- 
der einer benachbarten Familie , die sich in 

Literatur 



ihrem Haus versteckt hatte , waren von einer 
Rakete getroffen worden. Mein Freund wurde 
am Bein verletzt , seine Schwester war sofort 
tot 

Im September veröffentlicht die Bundes- 
polizei in Bayern ein Bild, welches von ei- 
nem syrischen Flüchtlingskind gezeichnet 
wurde, es zeigt die Zerstörung im Land, 
die Bomben, die Angst. Wer das Buch von 
Umes liest, erkennt das Bild wieder. Es ist 
daher für den Leser leicht nachvollziehbar, 
wenn Umes‘ Eltern in den frühen Neunzi- 
gern beschließen, ihren Sohn in Sicherheit 
zu bringen. 

Über Afrika nach Deutschland 

Seine Flucht nach Deutschland dauert acht 
Monate. Lange Zeit sitzt er im Togo fest, 



„Allein auf der Flucht - Wie ein tamilischer Junge nach Deutschland kam“ 
von Umeswaran Arunagirinathan 
Konkret Literatur Verlag, 2006 
ISBN: 3-89458-241-3 




22 



Titel 




Umes' Flucht nach Deutschland dauerte acht Monate und war geprägt von Warten und Umwegen. Grafik: 
Fabian Schwarze 



wo seine Schlepper ihn unter furchtbaren 
hygienischen Zuständen ausharren lassen. 
Er hat kaum Geld. Seinen dreizehnten Ge- 
burtstag „feiert“ er in einem fremden Land 
ohne seine Familie. Einige andere Tami- 
len, die mit ihm im Togo festsitzen, ster- 
ben bevor Umes endlich mit gefälschten 
Dokumenten nach Nigeria gebracht wird 
und von dort nach Deutschland fliegen 
kann. Umes gelangt nach Deutschland, 
doch damit ist nicht alles sofort gut, wie 
man in seinem Buch lesen kann: Nachts 
träumte ich meist vom Krieg. Diese schreck- 
lichen Träume , in denen ich lauter grausame 
Dinge sah , ließen mich nicht los. Oft wachte 
ich schweißgehadet auf und war erleichtert , 
dass ich nur geträumt hatte. Die schrecklichen 
Bilder ließen sich nicht vertreiben , Nacht für 
Nacht sah ich sie vor mir. Wenn ich an mei- 
ne Eltern dachte , fing ich an zu weinen, ohne 
dass ich es merkte. Umes beschreibt weiter, 
wie eines Tages ein Hubschrauber an dem 
Haus seines Onkels in Hamburg, in dem 
er untergekommen war, vorbeiflog. Sofort 
war die Angst wieder da. Umes hielt sich 



panisch die Ohren zu. 

Er beginnt zur Schule zu gehen in eine 
Klasse mit anderen Kindern, die kaum oder 
gar kein Deutsch können. Er lernt schnell. 
Als seine begrenzte Aufenthaltsgenehmi- 
gung ausläuft, setzen sich sein Onkel und 
das Kollegium der Schule für seinen Ver- 
bleib ein, damit er die Schule beenden und 
studieren kann. Er wird Klassensprecher, 
Schulsprecher und Mitglied der Landes- 
schülervertretung. Nach seinem Abitur 
beginnt Umes das Medizinstudium in Lü- 
beck und engagiert sich auch dort in der 
Gremienpolitik. 

Eine Erstaufnahmeeinrichtung für Lübeck 

Am Ende des Sommers entsteht in Lü- 
beck die Erstaufnahmeeinrichtung, die 
am Bornkamp verhindert wurde. Auf dem 
Volksfestplatz wird ein Containerdorf er- 
richtet. Zuerst einmal für einige Hundert 
Menschen, doch schnell wächst es an. Der 
Aufbau des Containerdorfs beginnt am 10. 
September, schon am 12. September kom- 
men die ersten Busse mit Flüchtlingen an, 
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die in den Tagen zuvor über Ungarn und 
Östereich mit den „Zügen der Hoffnung“ 
nach Deutschland gekommen waren. Noch 
standen nicht einmal alle Zelte, Bundes- 
wehrsoldaten, THW-Helfer, Polizisten und 
Mitarbeiter des Roten Kreuzes sowie der 
Sicherheitsdienst B.O.B. mussten in den 
Folgewochen gleichzeitig eine Erstaufnah- 
me betreiben und sie weiter aufbauen. 

Eine Aufgabe war auch der Umgang 



mit Spendern. Im Minutentakt parkten 
die Autos schon am ersten Wochenende 
nach der Eröffnung neben dem Bauzaun, 
um den Rot-Kreuz-Helfern Kleidung, Essen 
und vieles anderes zu überreichen. In je- 
nen Tagen mussten die Helfer meist „Nein, 
danke!“ sagen. Es gab keine Lagerkapazi- 
täten. Heute werden die Spenden über die 
Lübecker Kleidersammlungen koordiniert. 



— Die Festung ist offen — 



Im späten September einigen sich die Ver- 
antwortlichen in der EU 120.000 Flücht- 
linge in Europa nach einem Schlüssel zu 
verteilen. Zu diesem Zeitpunkt des Jahres 
hat Nordrhein-Westfalen bereits 150.000 
Flüchtlinge aufgenommen. Die Beschlüsse 
aus der EU kommentiert der Innenminis- 
ter von Nordrhein-Westfalen, Ralf Jäger, 
im Deutschlandradio als „kläglich“. Nicht 
alle Flüchtlinge wollen sich verteilen las- 
sen, sie haben Verwandte, die bereits in 
europäischen Ländern leben und möchten 
zu ihnen. 

Transitzentrum Walli 

Christoph Kleine treffen wir Anfang Okto- 
ber auf der Walli, um mit ihm über seinen 
September zu reden. Er ist um kurz vor 
vier aufgestanden, er hatte Frühschicht auf 
der Walli, die ungeplant und spontan eine 
entscheidende Rolle in der europaweiten 
Verteilung von Flüchtlingen übernommen 
hat. Nach einem ganzen Arbeitstag ist 
Christoph nun wieder hier und hat sich be- 
reiterklärt, uns die Walli zu zeigen. 

Am 7. September wird in Lübeck ein 
Zug nach Dänemark angehalten, in dem 
Flüchtlinge sitzen, die nach Schweden zu 
ihren Familien reisen wollen. Nachdem 
sie sich nicht in Deutschland registrieren 
lassen wollen, giebt die Polizei schließlich 



nach und lässt sie mit dem Zug nach Dä- 
nemark reisen. Die Flüchtlinge aus dem 
ersten Zug werden in Dänemark angehal- 
ten und setzen ihre Reise gegen den Wi- 
derstand der Behörden zu Fuß auf der Au- 
tobahn fort. Dänemark beendet für einige 
Tage den Zugverkehr mit Deutschland und 
unterbricht damit die Route für Flücht- 
linge nach Schweden. Am 9. September, 
inmitten des Medienchaos um die Flücht- 
linge in Dänemark, erhält Christoph Kleine 
den Anruf, mit dem alles losgeht. 

„Es sind Flüchtlinge auf dem Weg nach 
Schweden, können wir die zu euch schi- 
cken?“ Da habe man sich entschieden, 
das Cafe aufzumachen. Seitdem hat sich 
vieles getan. Wo sonst politische Gruppen 
ihre Treffen abhalten und Punkkonzerte 
stattfinden, übernachten nun Flüchtlin- 
ge, werden Kleiderspenden sortiert oder 
Fährtickets verteilt. Letztere wollen und 
können die meisten selbst zahlen, aber es 
gibt auch Menschen, die auf der Flucht 
ihr letztes Geld verloren haben. In diesen 
Fällen zahlt der Verein „Die Alternative 
e.V.“ alles, die übrigen bekommen einen 
Pauschalpreis. Die Walli hat sich zu einem 
24-Stunden-Transitzentrum für Flüchtlin- 
ge auf dem Weg nach Skandinavien ge- 
wandelt. 
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Christoph Kleine im Cafe Brazil auf der Walli. Hier werden rund um die Uhr Flüchtlinge auf der Durchreise nach 
Skandinavien versorgt. Foto: Fabian Schwarze 



Täglich kommen zwischen zwei- und 
vierhundert Flüchtlinge an, insgesamt wa- 
ren es bisher etwa viertausend. Die meis- 
ten bleiben nur wenige Stunden bis die 
nächste Fähre ablegt, einige bleiben über 
Nacht. Wenn die Flüchtlinge am Lübe- 
cker Hauptbahnhof ankommen, werden 
sie dort von ehrenamtlichen Betreuern 
und Dolmetschern in Empfang genom- 
men. Deren Einsatz und Wichtigkeit hebt 
Christoph besonders hervor. Auf der Wal- 
li angelangt werden sie zunächst mit dem 
Nötigsten versorgt, mit heißen Getränken, 
einer Mahlzeit und falls nötig mit warmer 
Kleidung. Nicht wenige, die im norddeut- 
schen Herbst ankommen, sind mit leich- 
ter Kleidung im Sommer gestartet und so 
fehlt es oft an allem. Anschließend wer- 
den Fährtickets für sie gebucht und falls 
sie über Nacht bleiben müssen, wird ihnen 
ein Ruheplatz zugewiesen. All das passiert 
in einer bemerkenswerten Atmosphäre 
und allgemein ist die Stimmung sehr gut. 



Zwar gebe es überall, wo Menschen eng 
gedrängt seien mal Reibereien, aber „sonst 
machen wir hier Punkkonzerte, da muss 
man mehr dazwischen gehen“, versichert 
Christoph. 

Ein Kommen und Gehen 

Überall auf der Walli sind Freiwillige am 
Putzen, Kochen, Organisieren und Bauen. 
Die Küche ist rund um die Uhr besetzt, 
weil die Flüchtlinge unregelmäßig ein- 
treffen, gibt es auch keine festen Essens- 
zeiten. Fast immer steht im Cafe Brazil ein 
Buffet bereit. Im Cafe sitzen die Menschen 
beisammen, unterhalten sich und lachen 
gemeinsam. Im Treibsand, wo sonst Kon- 
zerte stattfinden, wurden sechzig Ruhe- 
plätze geschaffen und jeder Quadratmeter, 
der noch frei ist, dient als Lagerplatz. Das 
Büro wurde zur Organisationszentrale um- 
funktioniert, von hier wird alles zusam- 
mengehalten. Es ist ein ständiges Kommen 
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Ruheplätze anstatt Punkkonzerten im Treibsand. Foto: Johann Mattutat 



und Gehen. In den Räumen über dem Cafe 
wurde neben weiteren Schlafplätzen ein 
Zimmer als „Arztzimmer“ eingerichtet, wo 
sich kranke und verletzte Flüchtlinge un- 
kompliziert helfen lassen können. 

Mittendrin sitzt uns Christoph mit einer 
Tasse Kaffee auf einer Bierzeltbank gegen- 
über und plaudert über die Geschichte des 
Transitzentrums. Er lässt den Blick über 
die spielenden Kinder schweifen und wirkt 
inmitten des Trubels entspannt und zufrie- 
den, als wäre sein Traum wahrgeworden. 

Niemand hätte anfangs gedacht, dass 
die Sache so schnell so groß werden wür- 
de, meint Christoph rückblickend, und na- 
türlich sei es anstrengend. Gleichzeitig sei 
es aber auch sehr schön. „Was man hier 
an Geschichten mitbekommt, wenn man 
Leuten helfen kann, jetzt ihre Ziele zu er- 
reichen! Es gibt Menschen, die sich auf der 
Flucht verloren und hier wiedergetroffen 
haben, Leute kamen mit kleinsten Kindern 
hierher! Da ist ganz viel Ergreifendes los, 



was glaube ich eine ganz große Beloh- 
nung für die Helfenden ist.“ Wie lange es 
noch weitergehen wird? „Im Moment den- 
ken wir, hoffentlich machen wir das noch 
mindestens bis Weihnachten, weil man 
jeden Tag, den diese Grenzen offen sind, 
nutzen muss.“ Wenn Christoph von den 
offenen Grenzen redet, erkennt man, dass 
es auf der Walli längst nicht nur um Hilfs- 
bereitschaft geht: Transithilfe, das ist für 
ihn auch ein politisches Statement. „Diese 
Grenzen, diese Ungleichbehandlung, dass 
Leute um ihren Aufenthalt bangen müssen, 
dass sie erstmal nicht arbeiten dürfen, dass 
sie mit geringsten Sozialleistungen abge- 
speist werden - mich hat das total krank 
gemacht.“ Vielleicht fühlen hier viele wie 
er und vielleicht beziehen sie aus diesem 
Gefühl ihre Energie. „Dass jetzt die Gren- 
zen offen sind“, strahlt Christoph, „ist ja 
wirklich wie 1989. Die Mauern der Fes- 
tung Europa sind jetzt auf. Keiner weiß 
wie lange. Und für mich und ich glaube für 
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Nicht nur außen bunt — auf der Walli ist immer was los. Foto: Fabian Schwarze 



noch ganz viele hier ist das total schön. Das 
haben wir immer gewollt. Das ist Freiheit! 
Die Menschen können selber entscheiden, 
wo sie hingehen.“ 

Mehrmals am Tag fahren von der Stadt 
bereitgestellte Busse die Flüchtlinge von 
der Walli zur Fähre, der letzten Station auf 
ihrer Reise nach Schweden. Dorthin wer- 
den sie von Betreuern begleitet, erhalten 
ihr Fährticket und werden verabschiedet. 

Helfer gesucht! 

All das hätte „Die Alternative e.V.“ nie- 
mals allein stemmen können. Zahlreiche 
Freiwillige helfen, tragen sich regelmä- 
ßig in die Schichtpläne ein oder kommen 
spontan vorbei. Viele Menschen bringen 
Spenden, seien es Hygieneartikel, Kleidung 
oder Brötchen. Eine Justizvollzugsanstalt 
aus Hamburg hat Stockbetten bereitge- 
stellt und auch auf dem Spendenkonto des 
Flüchtlingsforums treffen immer wieder 
kleinere und größere Beträge ein. Auch 
von offizieller Seite gibt es Unterstützung, 
sei es das Gebäude des Grünflächenamts, 



das von der Stadt zur Nutzung freigegeben 
wurde oder einfach nur die Stellungnah- 
me der Staatsanwaltschaft, keine Ankla- 
ge wegen Schlepperei erheben zu wollen. 
Und wird noch Hilfe gebraucht? „Wir su- 
chen immer Leute“, stellt Christoph fest. 
„Jemand muss die Schichten machen, der 
Tresen und das Cafe müssen immer besetzt 
sein, die Bettbezüge müssen jeden Tag 
gewechselt werden und die Klos müssen 
sechs- bis achtmal am Tag geputzt wer- 
den.“ 

Helfer gefunden! 

Einer, der sich zu helfen entschlossen hat, 
ist Abdul. In Lübeck ist er durch Zufall 
gelandet: Er stellte seinen Asylantrag und 
wurde Schleswig-Holstein zugewiesen, 
nach seinem Aufenthalt in der Erstaufnah- 
meeinrichtung Neumünster teilte man ihn 
Lübeck zu. An der Walli engagiert er sich 
nun als Dolmetscher. 

Auch Stephan Wolff* ist freiwilliger 
Helfer auf der Walli. Eigentlich studiert 
Stephan und arbeitet nebenher, doch seit 
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Mitte September trifft man ihn auch öfter 
in der Küche des Cafe Brazil. Hier kocht er 
für die Flüchtlinge auf ihrer kurzen Pause 
zwischen Zugfahrt und Fähre. „Es ist eben 
die Frage, was einem wichtig ist“, sagt er 
und erzählt beispielhaft vom islamischen 
Opferfest, das auch auf der Walli gefeiert 
wurde. Viel von den Feierlichkeiten mitbe- 
kommen hat Stephan nicht - er verbrach- 



te die meiste Zeit in der Küche, doch die 
Freude und Dankbarkeit der Menschen da- 
rüber, das Fest so unerwartet doch feiern 
zu können, kam auch bei ihm an: „Dann 
nimmt jemand deine Hand, schüttelt sie 
und lächelt - da muss man gar nicht ver- 
stehen, was jemand sagt“, erzählt er und es 
ist zu spüren, wie gerne er hier ist und wie 
viel ihm diese freiwillige Arbeit gibt. 



— Deutschland im Herbst — 



Im Oktober nimmt die Gewalt gegen 
Flüchtlinge drastisch zu, während die 
Temperaturen sinken. 42.000 Flüchtlin- 
ge leben in Zelten. In Neubrandenburg, 
Rudolstadt, Krölpa, Dresden, Franken- 
berg, Freital, Cottbus, Sebnitz, Berlin und 
Stralsund werden Asylbewerber tätlich 
angegriffen. In Flensburg, Boizenburg, 
Trassenheide, Altheim, Bochum, Grimma, 
Weil am Rhein, Winterberg, Hohes Kreuz, 
Xanten, Dresden, Burgkirchen, Friemar, 
Altena, Großhartmannsdorf, Landscheid, 
Ludwigshafen, Hagen, Teltow-Fläming, 
Bremen, Remseck am Neckar, Ahlbeck, 
Traben-Trarbach und in Lampertheim 
werden im Oktober Brandanschläge ver- 
übt. Die „taz“ zählt, bezieht man Stein-, 
Flaschen- und Böllerwürfe mit ein, im Jahr 
2015 bis Ende Oktober 500 Anschläge. Ru- 
mänien schließt die Grenze zu Serbien. 

Am 13. Oktober tritt Ralph Schönen- 
born, Bürgermeister des Reutlinger Stadt- 
teils Oferdingen, zurück, weil seine Fa- 
milie und er bedroht wurden. Vier Tage 
später wird in Köln die Oberbürgermeis- 
terkandidatin Henriette Reker niederge- 
stochen, sie überlebt. Das Motiv war wohl 
ihre Flüchtlingspolitik als Sozialdezer- 
nentin der Stadt. In Freiberg geht am 19. 
Oktober eine Bombendrohung gegen eine 
Asylunterkunft ein. Einige Tage später 
deckt die Polizei in Bamberg eine rechtsex- 
treme Gruppe auf, welche unter anderem 



Bombenanschläge auf Flüchtlinge geplant 
haben soll. 

Keine Flüchtlinge an Gleis 4 

Die Hilfsbereitschaft in Deutschland 
nimmt, trotz all dieser schlechten Nach- 
richten, nicht ab. Wer in diesen Monaten 
den Hamburger Hauptbahnhof besucht, 
merkt, dass sich im Bahnhofsgebäude und 
in den Geschäften um einiges mehr Men- 
schen aufhalten. Statt der üblichen Bahn- 
mitarbeiter am Bahnsteig oder der ständi- 
gen Verspätungsmeldungen trifft man auf 
Menschen in Warnwesten und mit Wal- 
kie-Talkies. Nach dem Ausstieg erwarten 
einen Sprüche wie „Hier Gleis vier. Keine 
Flüchtlinge zu sehen“ oder „20 Leute un- 
terwegs. Führe sie jetzt zu euch“. 

Der meistfrequentierte Fernbahnhof 
mit über 480.000 Reisenden am Tag ist 
vom norddeutschen „Tor zur Welt“ zu 
einem Übergangspunkt für viele Flücht- 
ende geworden. Als vor einigen Monaten 
die ersten Flüchtlinge begannen im Foyer 
der Wandelhalle zu übernachten, um die 
nächsten Züge Richtung Skandinavien 
nicht zu verpassen, war für viele die Situa- 
tion klar: Hier musste etwas unternommen 
werden. 

Etwa 700 Menschen sind allein am 29. 
Oktober am Hamburger Hauptbahnhof 
angekommen, erzählt Hakim Alkabi. Er 
war selbst Flüchtling. Jetzt arbeitet er frei- 
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willig als Pressebeauftragter mit fast 200 
freiwilligen Helfern am Hamburger Haupt- 
bahnhof. Unter einer Rolltreppe in der 
Wandelhalle haben sie ihre provisorische 
Zentrale errichtet. Von dort aus koordinie- 
ren sie die Helfer, die im ganzen Bahnhofs- 
gebäude verteilt arbeiten und bieten Hil- 
festellungen. Über 100 Dolmetscher sind 
darunter, meist ehemalige Flüchtlinge, 
die sich in Deutschland integriert haben. 
Sie sprechen Arabisch, Persisch, Paschto, 
Deutsch und Englisch. Eine Verständigung 
ist fast immer möglich. Die Helfer holen 
die Flüchtlinge von den Gleisen ab, helfen 
ihnen bei der Weiterreise, leiten sie zu den 
Versorgungszelten weiter und kooperieren 
mit Hilfsorganisationen in Hamburg und 
Schleswig-Holstein. 

Es geht nicht nur darum, die Flüchtlinge 
aufzunehmen, sondern auch darum, ihnen 
die Weiterreise zu ermöglichen und dafür 
zu sorgen, dass niemand auf der Straße 
schlafen muss. Dabei sind die Kontakte 
zur Caritas in Hamburg und den Aufnah- 
mezentren in Kiel, Flensburg, Rostock und 
vor allem Lübeck besonders wichtig. Es 
ist nicht nur eine Hilfe für die Flüchtlin- 
ge, sondern auch für die Stadt Hamburg, 
erläutert Hakim. So viele Dolmetscher in 
so kurzer Zeit hätte selbst die Großstadt 
Hamburg nicht stellen können. Täglich 
kommen 200 bis 700 Flüchtlinge in Ham- 
burg an. Viele wollen so schnell wie mög- 
lich weiter. Dass die Aufgabe, die Hakim 
und viele weitere meistern, auch in der 
Hamburger Bevölkerung sehr gut aufge- 
nommen wird, ist spürbar. Während er er- 
zählt, kommt eine Frau mit einer großen 
Tüte Brötchen auf ihn zu und bedankt sich 
für das freiwillige Engagement. 

Noch hat die Organisation keinen Na- 
men. Nur Schilder auf Arabisch, Persisch 
und Paschto deuten auf die Helfer hin. 
Schon jetzt werden zweimal pro Woche 
neue Helfer in die Arbeit eigeführt. Es ist 
jedoch geplant in Zukunft einen Verein zu 



gründen, dann auch mit passendem Na- 
men. Auch auf dem Heidi-Kabel-Platz vor 
dem Bahnhofsgebäude haben sich Hilfsor- 
ganisationen aufgestellt. In den vom pa- 
ritätischen Wohlfahrtsverband gestellten 
Zelten sind eine Versorgungsstation, eine 
Notkleiderkammer und eine Ruhezone für 
Kinder entstanden. 

Das Kinderzelt, welches von den Kitas 
in Hamburg mitbetreut wird, bietet Müt- 
tern und deren Kindern eine Rückzugs- 
möglichkeit. Hier können Babys gestillt 
werden, Kinder spielen und alle etwas zur 
Ruhe kommen. Im Laufe des Tages nutzen 
60 bis 70 Kinder und deren Mütter diese 
Möglichkeit. 

Nicht genug Winterkleidung 

Nebenan hat sich die Notkleiderkammer 
aufgestellt. Die Aufgabe der freiwilligen 
Helfer vor Ort ist es, die Flüchtenden mit 
den nötigsten Kleidungsstücken auszu- 
statten. Viele Kinder kommen in Sanda- 
len oder tragen überhaupt keine Schuhe. 
Auch Babys in zu dünnen Decken sind 
keine Einzelfälle. Die Möglichkeit, sich im 
kühlen norddeutschen Klima mit der nöti- 
gen Kleidung auszustatten wird gern und 
häufig angenommen, doch oft reicht die 
Kleidung trotz der täglichen Spenden nicht 
aus. Vor allem der bevorstehende Winter 
bringt Sorgen mit sich. Die Zelte sind zwar 
beheizt, doch selbst jetzt, wo die meisten 
sich noch außerhalb der Zelte aufhalten, 
ist der Platz knapp. Auch die Helfer sind 
gestresst. Da sie sich auf dem Platz vor 
dem Hauptbahnhof positioniert haben, 
kommt das eine oder andere Mal das Ge- 
fühl auf, man sei im Zoo. Die Helfer und 
auch viele Flüchtlinge werden beobachtet 
und teils von Passanten fotografiert. Um 
die Privatsphäre aller zu schützen, ist nicht 
genug Platz und es sind zu wenige Helfer 
vorhanden. 

Dabei können auch die Mitarbeiter 
der Polizei und des Sicherheitsdienstes 
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Vom Flüchtling zum Pressebeauftragten der Flüchtlingshilfe im Flamburger Hauptbahnhof: Hakim Alkabi bei der 
Arbeit. Foto: Fabian Schwarze 



der Deutschen Bahn nicht helfen. Durch 
die gestiegene Zahl der Bahnhofsbesu- 
cher sind zwar mehr Beamte im Einsatz, 
doch alles kann nicht überwacht werden. 
Ein Mitarbeiter der DB-Sicherheit erzählt 
von gestiegenen Fallzahlen von sexueller 
Belästigung und Diebstählen. Er weist da- 
rauf hin, dass dies vor allem an der ins- 
gesamt höheren Anzahl an Besuchern auf 
dem Gelände liegen dürfte, sagt jedoch, 
dass schon einige Konflikte aufgrund kul- 
tureller Unterschiede entstanden seien. 
Vor allem Schlägereien mit alkoholisierten 
Obdachlosen hält er für bedenklich. Auch 
diese stellen sich in die Schlangen der Ver- 
sorgungszelte und reagieren teils aggres- 
siv, wenn sie abgewiesen werden. 

Viele der Flüchtlinge landen auf ihrer 
Reise von Hamburg nach Schweden auch 
in Lübeck, wo sie zum Beispiel auf der 
Walli übernachten oder rasten. Dort wer- 
den täglich neue Flüchtlinge aus Hamburg 



erwartet, denen die Weiterreise ermöglicht 
werden soll. Auf der Walli stößt man Ende 
Oktober sowohl logistisch als auch finan- 
ziell an die Grenzen. Inzwischen sind über 
siebentausend Fährtickets vermittelt wor- 
den. Weil kein regulärer Cafe-Betrieb und 
keine Konzerte mehr stattfinden, kommt 
kein neues Geld rein. Um das zu ändern, 
muss das Treibsand dringend wieder den 
Betrieb aufnehmen, was aber auch be- 
deutet, dass etwa 60 Schlafplätze verlegt 
werden müssen. „Die Alternative e.V.“ 
steht schon eine Weile mit der Stadt über 
die Nutzung weiterer Gebäude des Grün- 
flächenamts in Verhandlung, bisher leider 
ohne Ergebnis. Man entschließt sich daher 
zu einem radikalen Schritt und setzt der 
Stadt ein Ultimatum. Am 17. Oktober wird 
schließlich zur Besetzung der Gebäude 
aufgerufen. 
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— Perspektiven — 



Abdul hofft, im Oktober 2016, wenn das 
Asylverfahren abgeschlossen ist, sein In- 
formatikstudium wieder aufnehmen zu 
können, das er in Syrien nach einem Jahr 
abbrechen musste. Bis es so weit ist ver- 
bringt er seine Zeit zum Beispiel mit Dol- 
metschen auf der Walli. Schon jetzt ist es 
für Flüchtlinge möglich, an der Uni Lübeck 
Vorlesungen als Gasthörer beizuwohnen, 
sie können sich jedoch nicht regulär imma- 
trikulieren und somit auch nicht wirklich 
studieren. 

Am Bornkamp hat sich die zwischen- 
zeitlich aufgeheizte Stimmung nach An- 
sicht von Pastorin von Kiedrowski wieder 
beruhigt. Silke Karmann, die vor einem 
halben Jahr in der Gruppe „WiHLlkom- 
men!“ aktiv war und sich aktuell in den 
Kleiderkammern und auf der Walli enga- 
giert, zieht aber auch das Resume, dass 
„man jetzt mit der damals investierten 
Energie deutlich hilfreichere Sachen hätte 
machen können“. 

Im Oktober kauft das Land ein privates 
Gelände an der Kronsforder Landstraße, 
um nun dort eine permanente Erstaufnah- 
meeinrichtung zu bauen. Sofort nach der 
Bekanntgabe formierte sich eine Bürgerin- 
itiative dagegen. Die Wiese am Bornkamp 
ist als Standort für ein zweites Container- 
dorf im Gespräch. 

Umes ist inzwischen Deutscher, manch- 
mal sogar ein richtig typischer Deutscher: 
Über Unpünktlichkeit ärgert er sich zum 
Beispiel. „Ich hatte nicht nur das Ziel 
und den Ehrgeiz, sondern habe auch viel 
Glück gehabt“, sagt er und weiß natürlich, 
dass nicht alle Flüchtlinge so viel Unter- 



stützung erfahren wie er. Dennoch meint 
er, man könne auch etwas von Flüchtlin- 
gen einfordern, Integrationswille müsse 
von beiden Seiten kommen. Man müsse 
den Flüchtlingen die Möglichkeit geben, 
schnell Deutsch zu lernen, dann müssten 
diese sich aber auch selbst einbringen, sich 
gesellschaftlich und politisch engagieren 
in dem Land, in dem sie nun seien. Er kön- 
ne sich durchaus vorstellen, dass dies so- 
gar verpflichtend gemacht werden könnte, 
wie ja auch bei Stipendien: Wer auf Kosten 
Deutschlands Sprachkurse und eine Ausbil- 
dung erhält, verpflichtet sich zur späteren 
Arbeit in diesem Beruf, sei es als Pfleger, 
als Arzt oder etwas anderes. Umes selbst 
ist der Beweis dafür, wie gut das nicht nur 
für den geflüchteten Menschen sein kann, 
sondern auch für das Land, in dem er an- 
gekommen ist. 

Die Walli hat inzwischen nach der sym- 
bolischen, pressewirksamen Hausbeset- 
zung zusätzliche Gebäude von der Stadt 
Lübeck erhalten. Ihr Ruf als solidarischer 
Helfer in der Not hat sich über ganz Euro- 
pa verbreitet, aus Ungarn kommen Flücht- 
linge gezielt zur Walli. Dank der neuen 
Räume können die Betten bald aus dem 
Zuschauerraum des Treibsands verschwin- 
den, und wenn das turbulente Jahr 2015 
zu Ende geht, soll der Punk zurückkehren. 

Vieles war schlecht in diesem Jahr, doch 
Viele haben unsere Bewunderung verdient 
für ihren Einsatz, für Zivilcourage und für 
ihre Menschlichkeit. 2016 wird ihre Arbeit 
weitergehen und wir alle können dabei 
helfen. 



Redaktioneller Hinweis 

Die mit * gekennzeichneten Namen wurden von der Redaktion geändert. 



Titel 



31 




Kleiderkammer bei der Sana-Klinik. Foto: Johann Mattutat 



Soforthilfe Jeder kann Flüchtlingen helfen, auch jetzt gleich. 

Jetzt nicht zögern 



von Annika Munko, Johannes Zanken 
und Lukas Rüge. 

Jeder hilft auf seine Art und so viel er 
kann. Das gilt sowieso und es gilt natürlich 
auch jetzt. Doch nicht jeder hat viel Zeit 
und nicht jeder weiß, wo er anfangen soll 
und so versuchen wir einen kleinen Anstoß 
zu geben. Wo kann man sofort anfangen 
Flüchtlinge zu unterstützen und wie? Eini- 
ge Vorschläge. 

Kleiderkammern 

An verschiedenen Orten in Lübeck werden 
Kleider und andere Sachspenden gesam- 
melt, für Flüchtlinge aber natürlich auch 
für andere bedürftige Gruppen. Eine der 
größten Sammelstellen in Lübeck ist die 
Brockensammlung. „Wir brauchen eigent- 
lich alles“, sagt Sonja Lengen von der Bro- 



ckensammlung, „aber am häufigsten Klei- 
dung in den Größen S und M.“ 

Der Bedarf an Kleidung ist nach wie vor 
groß: Was reinkommt gehe auch schnell 
wieder raus, betont Lengen und jetzt wo 
der Winter kommt, werden natürlich war- 
me Kleidung, gutes Schuhwerk und gute 
Unterwäsche dringend gebraucht. Natür- 
lich auch Decken oder Schlafsäcke. Wich- 
tig dabei ist: Kleidersammlungen sind 
nicht zum Ausmisten da! Die gespendete 
Kleidung sollte von guter Qualität sein. 

Sie erwähnt auch, dass die große Hilfs- 
bereitschaft in der Bevölkerung auch 
zu Problemen führt. Es sei sehr schade, 
wenn überall Menschen eine eigene Klei- 
dersammlung organisieren und sich nicht 
mit den bestehenden Organisationen ko- 
ordinieren, leider landen die gesammelten 
Kleidungsstücke dann am Ende häufig im 
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Abfall. Stattdessen weist Lengen auf weni- 
ger bekannte Organisationen hin, die ak- 
tuell viel zu wenig Kleidung erhalten, dar- 
unter die Kleiderstelle der Gemeinnützigen 
Lübeck in der St. Annen Straße 10. 

Gerade bei den größeren Organisationen 
wie der Vorwerker Diakonie oder der Bro- 
ckensammlung geht der Bedarf auch über 
Kleidung hinaus: Betten, Matratzen, Möbel 
und, besonders beliebt, Fahrräder werden 
benötigt. Für mehr und mehr Flüchtlinge 
werden inzwischen Wohnungen gefunden 
und diese müssen eingerichtet werden. 

Besonders einfach ist es für diejenigen, 
die für die durchreisenden Flüchtlinge auf 
der Walli spenden wollen: Auf der Face- 
book-Seite des Flüchtlingsforums werden 
immer aktuell die Bedürfnisse vor Ort mit- 
geteilt. 

Einkäufen für Flüchtlinge 

Wer gerne mit Sachspenden helfen möch- 
te, aber keine Zeit hat selbst zu den Unter- 
künften zu gehen, kann sich überlegen ein 
Angebot der Hamburger Drogeriemarkt- 



kette Budnikowski zu nutzen. So wie in 
allen Märkten in Hamburg stehen auch in 
den beiden Shops in Lübeck (Ziegelstraße 
und Heiligen-Geist-Kamp) hinter der Kasse 
Kartons, in die Sachspenden eingeworfen 
werden können. Wer also einfach anstel- 
le eines Shampoos zwei aus dem Regal 
nimmt, kann ohne großen Aufwand hel- 
fen. Die gesammelten Spenden gehen an 
Flüchtlinge in Erstaufnahmeeinrichtungen 
in Hamburg. 

Wer in einen anderen Supermarkt geht, 
aber etwas für Flüchtlinge kaufen will, 
sollte die Facebook-Seite des ansehen (sie 
ist auch für die sichtbar, die keinen Face- 
book-Account haben). Auf der Walli wer- 
den eigentlich täglich Grundnahrungsmit- 
tel und Hygieneartikel benötigt. 

Spenden für Flüchtlinge 

Offiziell zuständig für die Unterbringung 
und Versorgung von Flüchtlingen in Lü- 
beck sind verschiedene Einrichtungen wie 
die Gemeindediakonie Lübeck, die Vor- 
werker Diakonie und das Deutsche Rote 



Übersicht über die Sammelstellen in Lübeck 



• Kleiderstelle der Gemeinnützigen Lübeck 

St. Annen Straße 10 - Mo. 10:00 bis 12:00 Uhr, Fr. 15:00 bis 17:00 Uhr 

• Kleiderbox der Gemeindediakonie. 

Schwartauer Allee 15a - Di. 10:00 bis 12:00 Uhr, 

Mi. und Do. 14:00 bis 16:00 Uhr 

• Brockensammlung 

Steinrader Weg 7 - Mo. bis Fr. 9:00 Uhr bis 13:00 Uhr 

• Vorwerker Diakonie 
Triftstraße 139-143 

• Kleidersammelstelle Sana Kliniken Lübeck 

Kronsforder Allee 71, Gebäude 58 - Mo. 16:00 Uhr bis 18:00 Uhr, Do. 10:00 
Uhr bis 12:00 Uhr, Sa. von 10:00 Uhr bis 13:00 Uhr 
Stand Oktober: Nur warme Kleidung und Schuhe 

• Novi-Life 

Schwertfegerstraße 7, Masselbett 14, Im Gleisdreieck 48, Sterntalerweg 3 - 
meist 9:00 bis 13:30 Uhr 
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Kreuz. Sie alle sind gemeinnützige Vereine 
und Spenden können von der Steuer abge- 
setzt werden. Ebenfalls ein gemeinnütziger 
Verein ist das Lübecker Flüchtlingsforum. 
Es ist besonders aktiv bei der Unterstüt- 
zung des Transitzentrums auf der Walli. 

Die Kontonummern für diese Organisa- 
tionen findet ihr am Ende des Artikels in 
der Infobox. 

FLOW 

Das Projekt FLOW (Für Flüchtlinge! Ori- 
entierung und Willkommenskultur) ist 
ein Mentoring-Programm der Lübecker 
Gemeindediakonie, das sich mit der Ziel- 
setzung an junge Flüchtlinge richtet, ihre 
Integration zu verbessern. Um das zu errei- 
chen werden Tandems aus jeweils einem 
Mentor und einem Flüchtling, dem soge- 
nannten Mentee, gebildet. 

Laut Gabriele Sester, die zusammen mit 
Mary am Gardisi das FLOW-Projekt leitet, 
können auch Studierende Mentor werden 
- und viele sind es bereits, was die Ge- 
meindediakonie sehr freut. Hierbei kann 
das Engagement als Mentor sehr flexibel 
gestaltet werden und ist damit durchaus 
studentenfreundlich. Dies gelingt durch 
das „Matching“ von Mentoren und Men- 
tees nach ihren jeweiligen zeitlichen Kapa- 
zitäten beziehungsweise Bedürfnissen. So 
träfen sich beispielsweise vollberufstätige 
Mentoren an einem Tag in der Woche nach 
Feierabend. 

Wie lange ein solches Tandem zusam- 
menbleibt, hänge von der individuellen 
Zielsetzung ab. Die ersten der im Moment 
dreißig Teams begannen im Sommer, ei- 
nes ist bereits wieder beendet - weil der 
Mentor einen Job für seinen Mentee in 
Stuttgart organisierte. Weitere belieb- 
te Zielsetzungen seien die Begleitung bei 
Behördengängen und Wohnungsbesichti- 
gungen oder Unterstützung beim Deutsch- 
lernen. Viele Flüchtlinge wünschen sich 
dabei ausdrücklich junge Mentoren, mit 



denen sie abends auf Parties gehen können 
und die vielleicht ihre Interessen teilen. So 
finden die jungen Mentees auch schnell 
Anschluss in Lübeck. 

Harte Einstellungskriterien gäbe es da- 
bei nicht, so Frau Sester. Natürlich ist eine 
positive Einstellung gegenüber Flüchtlin- 
gen und dem Ehrenamt Voraussetzung. 
Darüber hinaus sind Mehrsprachigkeit, 
interkulturelle Ehrfahrung sowie eine ge- 
wisse Lebenserfahrung, um bei Behörden- 
gängen helfen zu können, wünschenswert, 
aber nicht zwingend erforderlich. Ins kalte 
Wasser geschmissen wird man dabei nicht. 
Ein Vorbereitungskurs über drei Nachmit- 
tage hilft bei der interkulturellen Sensibi- 
lisierung und der Kommunikation mit den 
Mentees. Auch gibt es hier Anregungen, 
wo sich die Tandems treffen können und 
welche Möglichkeiten ihnen bei Proble- 
men zur Verfügung stehen. So ein Tandem 
hat aber auch Grenzen: Weder sollten die 
Mentoren versuchen, ihren Mentee zu mis- 
sionieren noch sollten sie eventuelle Trau- 
matisierungen auf eigene Faust zu thera- 
pieren versuchen. 

Das FLOW-Projekt ist sehr beliebt, so- 
dass die Anzahl der Bewerber momentan 
die der benötigen Mentoren übersteigt. Ab 
Anfang des kommenden Jahres könnten 
sich aber wieder engagierte Lübecker bei 
der Gemeindediakonie melden. 

Medibüro Lübeck 

Ob sie noch Leute brauchen? „Auf jeden 
Fall!“, antwortet Maren vom Lübecker 
Medibüro, das Menschen hilft, die keinen 
Zugang zur Gesundheitsversorgung haben. 
Anonym und kostenfrei vermitteln sie die- 
se dann zum Beispiel an eine Praxis, die 
bereit ist, die Patienten ohne Krankenver- 
sicherung zu behandeln - oft sogar kosten- 
los! 

Um mitzumachen bräuchte man für die 
reguläre Sprechstunde (Montags, 15:00 - 
16:30 Uhr) nicht unbedingt einen medi- 
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Seit 2012 hilft das Medibüro Lübeck Kranken ohne Papiere. Foto: Tim Jelonnek 



zinischen Hintergrund, da dort die Arzt- 
termine organisiert werden und keine 
Untersuchungen stattfinden. Anders sei 
dies bei der Sprechstunde auf der Walli, für 
die man eine abgeschlossene Ausbildung 
im medizinischen Bereich oder acht Se- 
mester Medizin studiert haben sollte. Hier 
biete der Helfer allein eine Sprechstunde 
an, wobei auch hier im Hintergrund ärzt- 
liches Personal agiert. Jeden Tag nähmen 
ungefähr 30 bis 40 Personen die Hilfe des 
Medibüros in Anspruch. Weitere Aufgaben 
dieses Netzwerkes aus Studierenden und 
anderen Freiwilligen seien das Beschaffen 
von Medikamenten und eine Rund-um-die- 
Uhr-Hotline für medizinische Notfälle. 

Die Sprechstunde auf der Walli ist dabei 
als Reaktion auf die aktuellen Ereignisse 
entstanden: „Schon in den letzten Mona- 
ten hat sich unsere Arbeit sehr in Richtung 
Asylbewerberinnen und Asylbewerber ver- 
schoben. Obwohl es ja eigentlich ein An- 
recht auf eine Gesundheitsversorgung gibt, 
umfasst der Leistungskatalog für Geflüch- 
tete nur Behandlungen bei akuter Lebens- 
gefahr oder akuten Schmerzzuständen. Da- 
her kommen zunehmend auch Menschen 



aus dieser Gruppe in unsere Sprechstunde 
und seitdem das Zentrum für Geflüchtete 
im Transit auf der Walli entstanden ist, 
konzentriert sich unsere Arbeit vor allem 
dort“, so Maren vom Medibüro. Um diese 
Arbeit möglichst lange aufrechterhalten zu 
können, würden dringend helfende Hände 
und weitere Spenden (siehe Infobox) ge- 
braucht. 

Gut angenommen wird das Engagement 
in jedem Fall: „Die Menschen sind nach 
dem langen Weg ihrer Flucht natürlich 
glücklich, dass es auch ein medizinisches 
Angebot auf der Walli gibt. Viele Men- 
schen mit medizinischem Hintergrund 
melden sich bei uns und wollen mithelfen 
oder Medikamente spenden. Das was mo- 
mentan dort auf der Walli passiert ist ein- 
zigartig und ein großartiges Zeichen der 
Solidarität!“ 

Sprachpartner 

Jeden Mittwoch wird der Blaue Engel zum 
Cafe Welcome. Flüchtlinge können dort 
an einem Deutschkurs teilnehmen und es 
gibt für sie kostenlos Getränke. Das Cafe 
ist aber nicht nur für Flüchtlinge gedacht, 
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ganz explizit beschreiben die Initiatoren 
die Idee auf der Facebookseite als „einen 
Raum [...], in dem sich die Welt der Ge- 
flüchteten mit denen der Lübecker über- 
schneidet.“ Jeder ist willkommen in der 
Clemensstraße 8 vorbeizuschauen, ein 
Bier zu trinken und sich zu unterhalten. 
Jetzt folgt der nächste Schritt und aus ein- 
fachen Unterhaltungen sollen Sprachpaten 
werden. So sollen die Flüchtlinge auch au- 
ßerhalb des Deutschkurses jemanden ha- 
ben, mit dem sie sich auf Deutsch austau- 
schen können. Das Ganze, so erklärt Anna 
Bienert vom Helferteam des Deutschkurses 
im Engel, funktioniert natürlich auch als 
Sprachtandem, so könnte der Flüchtling 
wiederum behilflich dabei sein Arabisch 
zu lernen. 

Wie die genaue Ausprägung einer 
Sprachpatenschaft aussieht liegt bei de- 
nen, die sich als Paten finden. Der erste 
Schritt ist es, am Mittwoch in den Engel zu 
gehen. Formulare für Sprachpartnerschaf- 
ten finden sich an der Theke. Und worüber 
man dann reden möchte, sagt Anna, „kann 
man ja der Situation anpassen.“ 

Freifunker werden 

Die Initiative Freifunk möchte ein offenes 
WLAN aufbauen, über das Menschen auch 
ohne Anmeldung ins Internet gehen kön- 

Spendenkonten 



nen. Das ist gut für alle, aber für Flüchtlin- 
ge hat es besondere Vorteile: Zwar verfü- 
gen viele Menschen, die nach Deutschland 
geflüchtet sind, über ein Smartphone, aber 
es kostet viel Geld sich Verträge zu besor- 
gen, mit welchen man online gehen kann. 
Wenn an vielen Orten in Lübeck Freifunk 
zur Verfügung gestellt wird heißt das auch: 
Flüchtlinge können dort kostenlos mit ih- 
ren Freunden und Familien kommunizie- 
ren, Nachrichten lesen, Apps runterladen 
und mehr. 

Um selbst Teil des Freifunk-Netzes zu 
werden und Menschen einen Teil der ei- 
genen Internetkapazität zur Verfügung 
zu stellen, braucht man nur einen der auf 
luebeck-freifunk.net aufgelisteten Router, 
die es ab 18 Euro zu kaufen gibt. Die fol- 
genden Schritte sind ganz einfach und de- 
tailliert auf der Website beschrieben - und 
schon ist man dabei. 

Aktuell arbeitet die Freifunk-Initiative 
auch daran, das Netz direkt in die Un- 
terbringungen zu bringen. Wer sich be- 
teiligen möchte ist eingeladen immer am 
Mittwoch Abend in den Nobreakspace des 
Chaotikum e.V. (Mengstraße 6, Eingang 
im Durchgang zum Parkplatz) zu kommen 
und sich dort mit anderen Freifunkern zu 
unterhalten. 



Gemeindediakonie Lübeck 
Evangelische Bank 
IBAN DE595206041 00106401929 
BIC GENODEF1EK1 
Vorwerker Diakonie 
Bank für Sozialwirtschaft 
IBAN DE58251 2051 00004408044 
BIC BFSWDE33HAN 



• Lübecker Flüchtlingsforum e.V. 
Sparkasse zu Lübeck 
IBANDE23230501 010160277752 
BIC: NOLADE21SPL 

• Flüchtlingsforum Lübeck e.V. 
Postbank Hamburg 
Konto-Nr.: 806 152 208 
BLZ: 200 100 20 
Verwendungszweck: Medibüro 



DRK Lübeck: http://fluechtlingshilfe.drk-luebeck.de/spenden.html 
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Der Verein 




Quelle: Studenten PACKer e.V. 



Vorstellung Für größere Unabhängigkeit und eine bessere Vernetzung gibt es jetzt den 
StudentenPACKer e.V. 

Jetzt auch noch ein Verein? 



von Lukas Rüge. 

Das StudentenPACK gibt es jetzt schon seit 
über zehn Jahren, das heißt zehn Jahre 
lang haben Studierende mitgewirkt, sich 
hier verewigt. StudentenPACK machen 
heißt oft auch lange erschöpfende Wo- 
chenenden gemeinsam, heißt gemeinsam 
kreativ sein, heißt viel Stress und die ge- 
meinsame Freude, wenn man am Ende ge- 
schafft hat wofür man gearbeitet hat. Weil 
das zusammenschweißt und weil studenti- 
scher, unabhängiger Presse niemals zu viel 
Unterstützung zukommen kann, hat sich in 
diesem Jahr der „Verein zur Unterstützung 
des StudentenPACKs e.V.“ gegründet. 

Inzwischen sind wir nicht nur ein ein- 
getragener Verein, sondern auch gemein- 
nützig und haben es uns zum Ziel gesetzt, 
das StudentenPACK wo wir nur können zu 
unterstützen. Welche Formen diese Unter- 



stützung konkret annehmen wird, werden 
wir in den nächsten Jahren gemeinsam 
herausfinden. Wer uns dabei helfen möch- 
te kann Fördermitglied werden, über den 
Verteiler Informationen über den Verein 
erhalten und sich mit einbringen. Für ehe- 
malige oder aktuelle Mitglieder der Re- 
daktion steht zudem die reguläre Mitglied- 
schaft im Verein offen, mit welcher sie das 
Vereinsleben aktiv mitgestalten können. 

Mitgliedsbeiträge muss niemand bezah- 
len, aber der Verein freut sich natürlich 
über Spenden. Auf der Website findet sich 
nun auch ein Bereich für den Verein un- 
ter studentenpack.de/index.php/verein, in 
dem unter anderem die Satzung, Protokol- 
le und Finanzberichte des Vereins online 
gestellt werden. Natürlich wird der Verein 
von Zeit zu Zeit auch hier im Studenten- 
PACK von seinen Aktivitäten berichten. 






Matlab Tipps und Verbesserungen, die sich rechnen. 



Technik 
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Improving Matlab - Teil 5 



von Albert Piek. 

High five! Frisch im neuen Semester geht 
es wieder weiter in Runde fünf unserer 
Reihe zu dem Programm Matlab. Die letzte 
Ausgabe hat sich mit der speziellen Daten- 
struktur der sparse-Matrizen beschäftigt, 
die Berechnungen effizienter machen. In 
unserem Online-Magazin gibt es die ande- 
ren Teile der Reihe auch zum Nachlesen. 
Dieses Mal soll ein Tool vorgestellt wer- 
den, das bei der Fehlersuche im Code und 
beim Nachvollziehen von fremdem Code 
sehr hilfreich sein kann: die Breakpoints. 

Im seltensten Falle kommt beim ersten 
Start des frisch geschriebenen Programms 
das gewünschte Ergebnis. Irgendwo ha- 
ben sich immer Fehler eingeschlichen und 
nicht immer sind die ausgegebenen Fehler- 
meldungen ausreichend erklärend. Naive 
Herangehensweisen „einfach“ den Code 
durchzuschauen und auf Fehler abzusu- 
chen sind insbesondere bei längeren Pro- 
blemen kaum praktikabel und auch nicht 
immer zielführend, da einige Probleme 
nicht auf den ersten Blick erkennbar sind. 

Matlab bietet einige Möglichkeiten, die- 
ser Sache Herr zu werden. Die sogenann- 
ten Breakpoints sind eine einfache und 
mächtige Option. Mit einem Klick auf die 
kleinen Striche rechts neben den Code-Zei- 
lennummern lassen sich die kleinen roten 
Punkte setzen und wieder entfernen. Wird 
das Programm bei gesetztem Breakpoint 
gestartet, so startet es im Debug-Modus 
und läuft genau bis zu dieser Stelle und 
hält an. 

Praktisch ist nun, dass der gesamte In- 
halt des Programms „eingefroren“ ist. Ins- 
besondere gilt dies für alle (temporären) 



Variablen, Arrays und Matrizen. Über das 
Variablen-Fenster oder durch die Eingabe 
im Konsolen-Fenster kann auf diesen gear- 
beitet werden, also auch der aktuelle In- 
halt abgefragt werden. Im Konsolen-Fens- 
ter ist der Modus durch ein K vor dem > > 
zu erkennen. Wichtig: alle Berechnungen 
während des Debuggings werden nur tem- 
porär gespeichert und sind danach nicht 
mehr vorhanden. 

Über spezielle Steuerungstasten kann 
man das Programm weiter kontrolliert ab- 
laufen lassen. In der Debug-Befehlsgruppe, 
die erscheint, sobald ein Programm im De- 
bug-Modus ist, sind diese gesammelt. Mit 
der „Continue“-Taste läuft das Programm 
bis zum nächsten Breakpoint weiter. 
Möchte man in kleineren Schritten voran- 
schreiten, so helfen die „Step“-Tasten. Die 
einfache Step-Taste geht genau einen Zeile 
im Programmcode weiter. Über die Tasten 
„Step In“ und „Step Out“ wird es ermög- 
licht, in die in der aktuellen Zeile aufge- 
rufenen Programme rein beziehungsweise 
raus zu springen und auch innerhalb die- 
ser schrittweise die Berechnungen durch- 
zugehen. Zuletzt ist mit der „Quit Debug- 
ging“-Taste die Möglichkeit gegeben, den 
Debug-Modus abzubrechen und das lau- 
fende Programm damit zu unterbrechen. 

Mithilfe des schrittweisen Debuggings 
ist es möglich, sich genau an das Problem 
heranzutasten. Durch Setzen eines Break- 
points innerhalb einer for-Schleife kann 
man jeden einzelnen Schleifendurchlauf 
überprüfen - und im Idealfall erkennen, 
warum gerade in diesem einen Durchlauf 
das Programm abbricht. Häufige Fehler 
wie falsche Indizes oder unabsichtlich ent- 
standene Nullen können damit schnell er- 
kannt werden. 



38 



Engagement 




Steffen Drewes vor einer Boeing CH-47-Chinook. Quelle: Steffen Drewes 

Einsatz Ein studentischer Reserveoffizier beschreibt seinen Austausch mit den Streit- 
kräften der USA 



Wer sich engagiert darf auch 
mal Hubschrauber fliegen! 



von Steffen Drewes. 

Das Wichtigste vorab: Dieser Artikel soll 
keine Werbung für einen speziellen Dienst 
(zum Beispiel in der Bundeswehr) sein! 
Es gibt zahllose Möglichkeiten sich zu en- 
gagieren. Dies beginnt im Kleinen an der 
Uni im StuPa, dem AStA oder den Fach- 
schaften, geht über die aktuell sehr wichti- 
ge freiwillige Flüchtlingshilfe bis hin zum 
technischen Hilfswerk, der freiwilligen 
Feuerwehr oder zahllosen anderen ehren- 
amtlichen Organisationen. Über alle Mög- 
lichkeiten kann man sich im Internet oder 
bei den entsprechenden Organisationen 



selbst informieren. Wer den Bericht über 
meinen Austausch nicht in Gänze lesen 
möchte, dem sei zumindest der letzte Ab- 
satz ans Herz gelegt. 

Im Sinne meines Appells aus dem ers- 
ten Absatz ist der freiwillige Dienst bei 
der Bundeswehr für mich eine Art Engage- 
ment, das durchaus mit THW und freiwil- 
liger Feuerwehr mithalten kann. Im Kata- 
strophenfall zum Beispiel würde ich der 
Bundeswehr auch jederzeit zur Verfügung 
stehen. Auch wird die Bundeswehr im Mo- 
ment personell sehr stark in die Betreuung 
von Flüchtlingen eingebunden. 

Seitdem ich Mitte 2010 die Bundes- 
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Steffen Drewes mit Captain Lamp im Gelände. Quelle: Steffen Drewes 



wehr als Oberleutnant der Reserve (d.R.) 
verlassen habe, ist meine vorlesungsfreie 
Zeit fast ausschließlich in die Bundeswehr 
geflossen. Nachdem ich Ende 2013 zum 
Hauptmann d.R. befördert wurde, habe ich 
mich Mitte 2014 auf den Deutsch-Ameri- 
kamischen-Reserveoffiziersaustausch be- 
worben und wurde für das Jahr 2015 auch 
direkt ausgewählt. 

Von diesem Austausch möchte ich hier 
ein wenig ausführlicher berichten. 

Washington D.C. die Erste 

Nach einer Informationsveranstaltung an 
einem Wochenende Anfang 2015 in Berlin 
ging es am 1. Juni 2015 nach Bonn und am 
3. Juni in die USA. 

Nach dem achtstündigen Flug und einer 
kurzen, fast schlaflosen Nacht begannen 
wir mit dem typischen Touristenprogramm 
in Washington D.C. Vom Lincoln Memori- 
al über das Korean War Memorial und das 
World War II Memorial ging es über das 
Washington Monument zum Weißen Haus. 
Hier wurden wir Zeugen einer interessan- 



ten Prozedur: Kurz bevor wir das Weiße 
Haus erreichten, ging in dessen Nähe eine 
Bombendrohung ein, woraufhin der Be- 
reich vor dem Gebäude sofort komplett 
gesperrt wurde. Die temporären und die 
auch dauerhaften Beeinträchtigungen für 
die Anwohner in der Nähe des Amtssitzes 
des amerikanischen Präsidenten sind er- 
heblich, werden von den Anwohnern aber 
scheinbar recht stoisch ertragen. 

Besonders auffällig war der deutliche 
Unterschied im Umgang mit Uniformier- 
ten in der Öffentlichkeit. Uns wurde sehr 
oft für unseren Dienst gedankt und viele 
Menschen wollten uns die Hände schütteln 
oder Fotos mit uns machen. Da die Reak- 
tion auf uniformierte Soldaten in Deutsch- 
land doch eine deutlich andere ist, war 
dieses eine der herausstechendsten Erfah- 
rungen des Austausches. Obligatorisch war 
natürlich auch ein Besuch im Pentagon, 
welches als Arbeitsplatz für über 20.000 
Menschen ein sehr beeindruckendes Ge- 
bäude ist und natürlich auch eine Bank, 
einen Juwelier und einen Starbucks bein- 
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haltet. Im Pentagon kamen wir auch das 
erste Mal mit einer anderen interessanten 
Tradition der US-Streitkräfte in Kontakt: 
Den sogenannten „Coins“. Diese werden 
von hochrangigen Personen wie Genera- 
len oder Zivilisten in entsprechenden Po- 
sitionen vergeben. Auch vergeben Kom- 
mandeure diese Coins für Ihren Verband. 
Auf dem Bild am Ende des Artikels sind 
die Coins zu sehen, die ich auf dem Aus- 
tausch erhalten habe. Diese kann man zu 
vielen Gelegenheiten kaufen - zum Beispiel 
auf Übungsplätzen - und es sind für fast 
alle Dienstgrade Modelle verfügbar. Unter 
dem Rang eines Oberstleutnants sind per- 
sönliche Coins aber nicht wirklich ernst 
gemeint. Diese Tradition beginnt langsam 
in der Bundeswehr Fuß zu fassen, ist aber 
noch lange nicht so verbreitet wie in den 
USA. 

Fort McCoy - Irgendwo im Nirgendwo Hub- 
schrauber fliegen 

Nach zwei Tagen in Washington D.C. ging 
es dann nach Fort McCoy, Wisconsin, in 
die Einheit der US-Streitkräfte, die uns für 
den Großteil des Austausches beherbergen 
sollte. Bei mir war dies das „75th Training 
Command“, das bei der Übung „Global 
Lightning“ die Rolle des Schiedsrichters 
und Ausbilders innehatte. 

Meine persönliche Betreuung über- 
nahm Captain Taylor. Unsere Aufgabe 
war es, den Stab eines Logistikbataillons 
zu coachen. Als deutscher Soldat war ich 
auf dieser Übung, an der in mehreren 
US-Bundesstaaten insgesamt rund 12.000 
US-Reservisten teilnahmen, ein echter 
Exot. Lockere Gespräche mit Soldaten al- 
ler Dienstgradgruppen waren hier an der 
Tagesordnung und ich wurde oft gebeten, 
mich mit den Soldaten fotografieren zu 
lassen. Auch habe ich erfahren, dass viele 
US-Soldaten von Deutschland nur Ram- 
stein (die Luftwaffenbasis, nicht die Band) 
und den Ort Grafenwöhr kennen. Lübeck 



sagt den meisten gar nichts. Erstaunlicher- 
weise hat die Kommandeurin des Logistik- 
bataillons, in dem ich die meiste Zeit ver- 
bracht habe, in ihrer Kindheit ein Jahr in 
Deutschland verbracht und eine Lübecker 
Schule besucht. Um auch mal einen Ein- 
blick auf einer anderen Ebene zu erhalten, 
habe ich zwei Tage lang auf Kompanieebe- 
ne gecoacht. Diese Aufgabe hat die „78th 
Training Division“ übernommen. Hierbei 
hatte ich die Gelegenheit Captain Lamp 
kennenzulernen und auch mal im Humvee 
mitzufahren. Ich kann sagen: die gelände- 
gängigen Kraftfahrzeuge der Bundeswehr, 
in dieser Größenordnung die Mercedes 
Benz G-Klasse, sind deutlich komfortabler. 

Das absolute Highlight des Austausches 
wurde am vorletzten Tag für mich orga- 
nisiert. Ich durfte eine Runde in der „Bo- 
eing CH-47 Chinook“ mitfliegen. Dieser 
Helikopter wird von den US-Streitkräften 
schon seit dem Vietnamkrieg zum Trup- 
pentransport eingesetzt. Wir sind mit zwei 
dieser Maschinen zu einem ungefähr eine 
Stunde entfernten Flugplatz geflogen, um 
weitere Teilnehmer der Übung abzuholen. 

Da Captain Taylor nicht wollte, dass ich 
die gesamten 16 Tage nur Wisconsin sehe, 
sind wir die letzten vier Tage nach Hous- 
ton, Texas geflogen. Auf dem Flug wurde 
ich übrigens in die Premium Economy 
hochgebucht und bekam sogar ein Essen 
der ersten Klasse. In den USA kann es sich 
durchaus auszahlen in Uniform zu reisen. 
In Houston hatte ich die Gelegenheit Cap- 
tain Taylor' s Dienststelle zu sehen, konnte 
mir aber auch einige Sehenswürdigkeiten 
ansehen. 

Besonders interessant fand ich das 
„Georg Bush Presidential Library and 
Museum“. Seit Calvin Coolidge, dem 30. 
US-Präsidenten, hat sich jeder Präsident 
eine eigene Bibliothek mit angeschlosse- 
nem Museum einrichten lassen, in dem 
Andenken seiner Amtszeit ausgestellt wer- 
den. Die Gelder werden von Privatperso- 
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Sammel sie alle. Coins. Foto: Steffen Drewes 



nen zur Verfügung gestellt und von Stif- 
tungen gesammelt und verwaltet. 

Neben dem Besuch von zwei Brauereien 
konnte ich eine Blick aus dem 60. Stock 
des „JP Morgan Chase Towers“ über Hous- 
ton werfen. 

Washington D.C. die Zweite 

Zurück in Washington D.C. begannen die 
letzten drei Tage des Austausches. Neben 
einer Abschlussbesprechung im „Bundes- 
wehrkommando USA und Kanada“ und 
Reston und einem Besuch auf dem Nati- 
onalfriedhof Arlington bekamen wir eine 
Führung über die Schlachtfelder von Get- 
tysburg mit anschließendem Barbecue auf 
der Ranch eines ehemaligen Colonels der 
US-Streitkräfte. 

Es ist ein wirklich schöner Austausch 
gewesen, der mich nicht nur dienstlich, 
sondern vor allem persönlich weiterge- 
bracht hat. Neben sehr viel Praxis der eng- 
lischen Sprache habe ich Bekanntschaften 
geschlossen, die ich auch heute noch pfle- 
ge. Bei einem Gegenbesuch von Captain 
Taylor im September hatte ich die Gele- 



genheit, ihr Norddeutschland ein wenig 
näher zu bringen. Vor allem konnte ich ihr 
in Bremen mal eine etwas größere Braue- 
rei sowie das neue Hansemuseum in Lü- 
beck zeigen. 

Die Moral 

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass 
man vielleicht nicht in jeder Organisation, 
in der man sich freiwillig engagiert irgend- 
wann mal Hubschrauber fliegen darf oder 
drei Wochen USA bezahlt bekommt, aber 
neue Kontakte zu pflegen, sich einzubrin- 
gen und neue Erfahrungen zu sammeln, ist 
eigentlich überall möglich. 

In diesem Sinne sei mir am Ende meines 
Artikels ein persönlicher Appell an den ge- 
neigten Leser gestattet: 

„Bring dich ein. Such dir eine Tätigkeit, 
die dir Spaß macht und dich auch persön- 
lich nach vorne bringt. Wenn es dir dann 
noch möglich ist, den ein oder anderen 
(Soft-)Skill zu verbessern, umso besser!“ 
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Gremien und Gruppen 




Vorstandsmitglieder der Lübeck Pop Symphonics und Mitglieder des Vereins Future E.D.M. bei der Spenden- 
übergabe im IMGWF. Foto: Johann Mattutat 

Pop Symphonics Benefizkonzert für die Ausbildung senegalesischer Kinder. 



Jazz für eine bessere Zukunft 



von Johann Mattutat. 

Die Sommerkonzerte der Lübeck Pop Sym- 
phonics unter dem Titel „Swing & Jazz“ 
sind lange verklungen. Traditionell war 
eines der beiden Konzerte ein Benefizkon- 
zert, welches in diesem Jahr am 28. Juni 
gegeben wurde. 

Die Musiker entschieden sich in einer 
Abstimmung im Frühjahr dafür, die Arbeit 
des Vereins Future E.D.M. zu unterstüt- 
zen. Der Verein hat sich das Ziel gesetzt, 
Kindern aus sozial schwachen Familien 
im Senegal den Zugang zu Bildung zu er- 
möglichen. Dafür organisieren die meist 
studentischen Mitglieder unter anderem 
Schulpatenschaften für die Kinder und 
haben vor Kurzem eine Bibliothek einge- 
richtet. Die Initiative, Future E.D.M zu un- 



terstützen, ging von den Musikern der Pop 
Symphonics aus. 

Beim Benefizkonzert wurden 2000 Euro 
eingenommen, die am 21. Oktober im 
Rahmen der ersten Konzertprobe im neuen 
Semester in den Räumen des IMGWF über- 
geben wurden. Die Erlöse aus dem Konzert 
seien außerordentlich hoch gewesen, be- 
richten die Musiker. Dies liege hauptsäch- 
lich daran, dass das Konzert sehr gut be- 
sucht und die Verkaufserlöse der Getränke 
hoch waren. 

Elena Spall, die Gründerin des Vereins 
Future E.D.M., war wie die anderen anwe- 
senden Vereinsmitglieder überrascht und 
erfreut über diese Summe. Das Geld soll 
für die Einrichtung eines Schulzentrums 
verwendet werden. 
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Zum zweiten Mal tagten die Fachschaften der Medizintechnik. Foto: Sebastian Pook 



Fachschaftstagung Die KOMET ist 2015 in Lübeck eingeschlagen. 

KOMET gesichtet! 



von Albert Piek und Johann Mattutat. 

„Hallo, wir sind das Orga-Team! Wenn ihr 
Veranstaltungswünsche habt, ruft sie ein- 
fach“ - „Macht dieselbe Konferenz noch- 
mal!“ - „Dieselbe Konferenz, alles klar!“. 
So oder so ähnlich muss es in den Köpfen 
einiger Fachschaftier im Winter 2014 ge- 
klungen haben. 

Die knapp zehnköpfige „OrgaOrga“- 
Crew der Fachschaft MINT, die im 
Oktober 2014 die 75. Konferenz der 
deutschsprachigen Mathematikfachschaf- 
ten (KoMa) erstmals in Lübeck ausgerich- 
tet hat, hat sich gerade erst von der intensi- 
ven, schlaflosen Zeit während und vor des 
Zusammentreffens vieler Mathematikfach- 
schaften aus Deutschland, der Schweiz und 
Österreich erholt. Alles ging wieder seine 



normalen Wege, der Schlafrhythmus wur- 
de wiederhergestellt und es konnte wieder 
zu normalen Zeiten gegessen werden. An 
sich kein Grund, sich wie die Cantina-Band 
zu fühlen. 

Knapp ein Jahr danach, genauer vom 
21. bis 25. Oktober, fand die zweite Konfe- 
renz der Medizintechnikfachschaften, die 
sogenannte KOMET in Lübeck statt. Es ka- 
men etwa 30 Medizintechniker und Medi- 
zinphysiker auf unseren Campus, um sich 
über ihr Fach auszutauschen. 

Wie kam es dazu? Während der Groß- 
teil der Fachschaft an der KoMa mitge- 
holfen hat, waren zwei Vertreterinnen auf 
einer anderen, sehr jungen Konferenz, der 
KOMET. Sie ist die Bundesfachschaften- 
tagung der Medizintechnikstudenten und 
fand zum ersten Mal überhaupt in Erlan- 
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Anfangsplenum in gemütlicher Runde Quelle: KOMET-Orga 



gen statt. Die Teilnehmer waren sich einig, 
dass die KOMET weitergeführt werden 
soll, und so wurde nach einem Gastgeber 
für die nachfolgende Konferenz gesucht. 

Mit dieser Intention kamen beide zurück 
nach Lübeck und brachten in der ersten FS 
MINT Sitzung zusammen mit den Kollegen 
der Fachschaft Angewandte Naturwissen- 
schaften der FH Lübeck den Vorschlag, die 
zweite KOMET zu organisieren, ein. Die 
Frage wurde tatsächlich kontrovers dis- 
kutiert: Viele der potenziellen FH-Orgas 
wären zur Konferenzzeit keine gewählten 
Mitglieder mehr oder gar nicht mehr in Lü- 
beck gewesen; seitens der Uni-Fachschaft 
sah es ähnlich aus. Zudem sind die meisten 
potenziellen Orgas Mathematiker - und 
eben keine Medizintechniker. 

Doch den Meisten fiel trotz dieser Be- 
denken die Entscheidung nicht schwer 
und so war klar: Die KOMET 2015 kommt 
nach Lübeck. Eine solche Konferenz erfor- 
dert aber nicht wenig Organisation, von 
der eigenen Erfahrung konnte jedoch viel 
Gebrauch gemacht werden. Man braucht 
Räume und Schlafplätze, Essen und ein 



Rahmenprogramm. Und man braucht 
Geld. 

Seit feststand, dass die Fachschaften 
der Lübecker Uni und FH gemeinsam die 
zweite KOMET ausrichten werden, hat 
sich das neue Orga-Team um all dies be- 
müht. Für die Übernachtung konnte mit 
Unterstützung von Petra Roßkopf vom 
Hochschulsport eine Sporthalle mieten, 
tagsüber gab es einen Aufenthaltsraum in 
den Räumen des Technikzentrum Lübeck 
im MFC 1. Das Institut für Mathematical 
Image Computing hatte freundlicherweise 
ihren Besprechungsraum als Orga-Büro zur 
Verfügung gestellt; zu guter Letzt wurden 
Konferenzräume an der Fachhochschule 
und im Audimax gefunden. Als Rahmen- 
programm gab es für die Teilnehmer eine 
Stadtführung durch die Altstadt, mithilfe 
von P + + wurde auch die Lübecker Knei- 
penkultur näher gebracht. Eine Werksfüh- 
rung bei Dräger und fachliche Vorträge der 
Professoren Buzug und Wenkebach runde- 
ten das Programm von fachlicher Seite her 
ab. 



Da die Konferenz erst zum zweiten Mal 
stattfand, wurde auch versucht, eine lang- 
fristige Struktur anzulegen. Viel Einfluss 
kam dabei von der KoMa. Dementspre- 
chend wurde ein Förderverein gegründet 
und auch auf Seiten der IT-Infrastruktur 
wurden die Grundsteine mit einer eigenen, 
langfristig konzipierten Homepage gelegt. 
Und schon jetzt steht fest, dass die dritte 
KOMET im nächsten Jahr von der Fach- 
schaft Stuttgart/Tübingen ausgerichtet 
wird. 

Die thematische Arbeit fand in über die 
Tage verteilten Arbeitskreisen statt. Da 
die KOMET noch sehr jung ist, befassten 
sich die KOMET-Teilnehmer neben allge- 
meinen Austausch-AKs zu Themen wie 
Finanzierung, Nachwuchssuche und Fach- 
schaftsaufgaben mit Fragen wie „Was ist 
Medizintechnik für euch?“. 

Als langfristige Projekte sollen über die 
Konferenz hinaus eine Datenbank über 
Medizintechnik-Masterstudiengänge an- 
gelegt werden. Daneben entsandte die 
KOMET Mitglieder in den studentischen 
Akkreditierungspool, der Kommissionen 
für die (Re-)Akkreditierung von Studien- 
gängen besetzt. 

Das Orga-Team war nach der Konferenz 
zwar übermüdet und musste einigen Schlaf 
nachholen, war aber insgesamt zufrieden. 
Die Konferenz lief im groben Ganzen wie 
geplant und alle Teilnehmer sind satt ge- 
worden. Auch die Zusammenarbeit der 
Hochschulen hat sehr gut funktioniert. Mit 
Biomedizintechnikern aus der FS AN der 
FH und vielen Mitorganisatoren der KoMa 
im letzten Jahr von der Uni waren die Or- 
gas eine bunte Gruppe, in der produktiv 
gearbeitet wurde. 
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Die KOMET war nach mehreren kleinen 
Kooperationen wie beim Campus Open 
Air die größte gemeinsame hochschul- 
übergreifende Veranstaltung von FH- und 
Uni-Studenten. Sie zeigt, was möglich ist, 
wenn man sich traut, auf die gegenüber- 
liegende Seite des Mönkhofer Wegs zu bli- 
cken. 

War’s das also? Nicht selten hörte man 
einen Orga sagen: „Bei der nächsten Kon- 
ferenz könnten wir das so machen!“. Viel 
Auswahl gibt es leider nicht mehr. Viele 
BuFaTas der Uni-Fächer fanden vor lan- 
ger Zeit, wie die KIF im Jahr 2005, bzw. 
kurzer Zeit in Lübeck statt: 2012 die 
bvmd-Mitgliederversammlung der Medizi- 
ner, 2013 das Biomedical Students Sympo- 
sium der MLSler und 2014 die KoMa der 
Mathematiker. Da die Universitätsleitung 
jedoch fleißig mit dem Gründen von Stu- 
diengängen ist, kann es doch sein, dass es 
bald wieder heißt: „Dieselbe Konferenz, 
alles klar!“ 




Homepage 



Ihr findet die Homepage der KOMET unter der Adresse www.die-komet.org. 
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Kolumne 



War was? 



von Johann Mattutat. 

Mehr als ein Jahr ist es nun her, dass die 
Uni einen größeren Skandal verursacht hat 
- halt! War da vor Kurzem nicht was mit 
dem Namen? Egal. Auf jeden Fall wurde 
auf dem vorletzten Jahresempfang einer in 
Schande zurückgetretenen Bildungsminis- 
terin mit dem Namen Schavan eine Ehren- 
doktorwürde verliehen. 

Der technische Ablauf ist keine Beson- 
derheit. Die Geehrte bekommt eine Urkun- 
de und einen Händedruck und darf dann 
ihren gerade entfernten Doktortitel wieder 
ans Türschild kleben. An der Uni wird das 
durch einen Eintrag auf der Ehrentafel öf- 
fentlich gemacht. Unsere hängt im Audi- 
max. Doch Frau Dr. h.c. Schavan ist darauf 
nicht eingetragen. 

Vielleicht ist dies ein inoffizielles Einge- 
ständnis, dass die damals nicht unumstrit- 
tene Ehrendoktorwürde - selbst große Zei- 
tungen berichteten - ein Fehler war, dass 
ein Ehrendoktortitel, der eine Würdigung 
für die ehrenvolle akademische Leistung 
ist, nicht für die Rettung der Uni durch 
die Umschichtung von Steuergeldern ver- 
liehen werden sollte. Vielleicht ist es die 
Hoffnung, durch Weglassen des Namens 
unangenehme Fragen von zufällig vorbei- 
laufenden bisher uninformierten Mitmen- 
schen zu vermeiden. Vielleicht ist es aber 
viel einfacher. 

Der Eintrag der ehemaligen Bundesbil- 
dungsministerin wäre einfach aus Platz- 
gründen nicht auf die Tafel zu bringen, 
denn diese ist schlicht voll. Lösungen wä- 
ren, eine neue Tafel daneben zu hängen 



oder die aktuelle mit kleinerer Schrift neu 
zu beschriften. Es würde sich lohnen, Dr. 
h.c. Schavan ist inzwischen nicht mehr die 
einzige fehlende Geehrte. 

Vielleicht wollte der dafür zuständige 
Landesangestellte die Arbeit nicht übereilt 
antreten, die Alternativen gründlich ge- 
geneinander abwägen. Der Jahresempfang 
war ja eh am Freitag, da kümmert man 
sich dann nächste Woche drum. Irgendwo 
klebte ein Post-It. „Schavan. Neues Schild 
oder kleinere Schrift?“ Mit dem Umriss 
einer Kaffeetasse darauf ist er inzwischen 
hinter den Schreibtisch gerutscht zu „Was- 
serrohr-Planung im Gebäude 64 überprü- 
fen“, „Reicht die Mensa für über 8000 Stu- 
dis?“ und „Rausfinden warum das FH-Logo 
wie Saurons Auge aussieht“. 

Seien wir ehrlich, auf uns alle wirkt das 
wahrscheinlicher als die Verschwörungs- 
theorien. Wer kennt es nicht, dass die An- 
meldung für das Praktikum nicht sofort 
abgeschickt wird? Oder dass der Übungs- 
zettel erst einmal im Block verschwindet? 
Und eigentlich sollte doch auch das Paper 
für die Bachelorarbeit bis vorgestern gele- 
sen sein! Wir wollten auch eigentlich mehr 
Artikel für diese Ausgabe schreiben und sie 
hätte auch schon letzte Woche erscheinen 
sollen. 

Vielleicht soll uns die Tafel der Eh- 
renwürdenträger daran erinnern, dieses 
Semester nichts aufzuschieben, sondern 
jetzt (ja, genau jetzt!) mit dem Schreiben 
der Hausarbeit und dem Bearbeiten des 
Übungszettels anzufangen. Wir fangen mit 
der nächsten Ausgabe auch an. Bald, wir 
müssen nur noch eben... 
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Dein ganz persönlicher 
Helfer für dein neues 
Leben an der Uni. 
Mensaplan, Bars, Navi- 
gation und vieles mehr. 
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